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die Entwicklung im Berufskrankheitengeschehen 
stellt uns regelmäßig vor neue Herausforderungen. 
Gerade hat der Ärztliche Sachverständigenbeirat 
„Berufskrankheiten“ beim Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales (BMAS) wissenschaftliche Be-
gründungen für vier neue Krankheitsbilder veröf-
fentlicht. Es handelt sich um drei unterschiedliche 
Krebserkrankungen und die fokale Dystonie bei Be-
rufsmusikern und -musikerinnen. Alle vier Erkran-
kungen können künftig „wie eine Berufskrankheit“ 
anerkannt werden. Wie hoch sind die zu erwar-
tenden Fallzahlen? Welche Begutachtungsempfeh-
lungen müssen wir entwickeln? Jedes neue Krank-
heitsbild stellt seine eigenen Bedingungen und wir 
betreten immer wieder ein Stück Neuland.

So war es auch mit der BK 5103, dem hellen Hautkrebs durch natürliche UV-Strahlung, 
der zum 1. Januar 2015 in die Berufskrankheitenliste aufgenommen wurde. Die gesetz-

liche Unfallversicherung war gut vorbereitet auf diese neue Be-
rufskrankheit. Zum Stichtag stand bereits eine Reihe von Ar-
beitshilfen zur Verfügung. Aber viele Fragen stellen sich erst in 
der Praxis. Wie schaffen wir es, dass die Sonne beim Arbeiten 
im Freien auch als mögliche Gefahr gesehen wird? Was sind 
wirksame Präventionsmaßnahmen? In welchem Maße wird die 
Erwerbsfähigkeit durch die neue Berufskrankheit gemindert? 
Und was zählt alles zu einer guten medizinischen Nachsorge?

Es braucht Zeit, Erfahrung und häufig auch weitere Forschung, 
bis Prävention und Klinik so gut verzahnt sind wie zum Beispiel 

im Hautarztverfahren der BK 5101. Unsere Aufgabe und unser Bestreben ist es, die 
Qualität der BK-Verfahren und ihre Transparenz stetig weiterzuentwickeln. Nötig sind 
dazu aber auch möglichst klare Vorgaben für die einzelnen Krankheitsbilder durch 
den Gesetzgeber.

Mit den besten Grüßen
Ihr

 
Dr. Joachim Breuer
Hauptgeschäftsführer der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung

„Unsere Aufgabe und unser Be-
streben ist es, die Qualität der 
BK-Verfahren und ihre Transpa-
renz stetig weiterzuentwickeln. 
Nötig sind dazu aber auch 
möglichst klare Vorgaben für 
die einzelnen Krankheitsbilder 
durch den Gesetzgeber.“

Liebe Leserinnen,  
liebe Leser,
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Die DASA Arbeitswelt-Ausstellung in Dortmund zeigt zurzeit 
die Ausstellung „Wie geht’s“, die mit einem innovativen 
Konzept und farbenfrohen Illustrationen junge Berufstätige 
für das Thema „Berufskrankheiten“ sensibilisieren will.  
Eine der Illustrationen von Laura Laakso ziert das Titelbild 
der aktuellen Ausgabe des DGUV Forum. Entwickelt wurde 
das Konzept von der DASA in Kooperation mit der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV). Weitere Infor- 
ma-tionen finden Sie auf der Medien-Seite.



Die neue Broschüre der DGUV „Rundum 
gestärkt – Wie psychosoziale Faktoren 
bei der Prävention von Muskel-Skelett-
Erkrankungen am Arbeitsplatz berück-
sichtigt werden können“ erklärt, welche 
arbeitsbedingten Belastungen zu Be-
schwerden führen können, und gibt 
Tipps und Hinweise, was Betriebe dage-
gen tun können. Stress kann zu Muskel-
verspannungen, langfristig zu Besch
werden und Erkrankungen im Bewe- 
gungsapparat führen. Psychische Belas-
tungen können aber auch in gesund-
heitsförderliche Ressourcen verwandelt 
werden, wenn man sie entsprechend ge-
staltet. Durch eine bessere Aufgabenver-
teilung und die Organisation kollegialer 
Unterstützung kann aus einer Überfor-
derung – zum Beispiel eine hohe Ar-
beitsintensität – eine Herausforderung 
werden, die die Beschäftigten zugleich 
fordert und fördert.

Aktuelles

4

Fo
to

: K
aj

 K
an

dl
er

/k
om

bi
na

tr
ot

w
ei

ss
.d

e/
D

G
U

V

Die Broschüre und weitere Informa-
tionen stehen unter dem folgenden 
Link zur Verfügung:  
www.gdabewegt.de > Presse > 
Presseinformation: Psychische 
Ursachen von Rückenschmerzen: 
Neue Broschüre der DGUV

!

„Sicher mit System“: 
Wenn alle an einem 
Strang ziehen
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Gütesiegelübergabe an die Hubert Schlieckmann GmbH

Weitere Informationen zu „Sicher mit 
System“ und dem Beratungsangebot 
„Gesund im Mittelstand“ unter: www.
bghm.de  (Webcodes 492 und 491)

!

Kommt es zu Beschwerden oder Erkran-
kungen, so werden sie meist durch eine 
Kombination aus körperlichen und see-
lischen, beruflichen und privaten Be
lastungen verursacht. Die Broschüre 
„Rundum gestärkt“ legt den Schwer-
punkt auf die psychosozialen Faktoren 
und erklärt konkret und anschaulich, 
welche Belastungsfaktoren es gibt, was 
Unternehmen, Führungskräfte und Be-
schäftigte konkret tun können und wel-
che Institutionen sie dabei unterstützen.

Wenn der Schmerz vom Kopf in den Rücken wandert

Ende September wurde der Firma 
Schlieckmann das Gütesiegel „Sicher 
mit System“ der Berufsgenossenschaft 
für Holz und Metall (BGHM) verlie-
hen. In nur einem Jahr hat das Unter-
nehmen ein professionelles Arbeits-
schutzmanagementsystem (AMS) 
eingeführt. 

Unternehmensleitung, Management 
und der Betriebsrat zogen an einem 
Strang, um die Arbeitssicherheit im 
Betrieb zu verbessern. Simone Krüger, 
Personalleiterin der Hubert Schlieck-
mann GmbH, betont: „Als wir das 
neue AMS einführten, hinterfragten 
wir in Zusammenarbeit mit allen Ab-
teilungen die bestehenden Arbeits
abläufe und bestehende Organi
sationsformen. Das gemeinsam 
ausgelotete Optimierungspotenzial 
haben wir dann Schritt für Schritt – 
Abteilung für Abteilung umgesetzt.“ 
Drei Jahre bleibt das Gütesiegel „Si-
cher mit System“ gültig. Dann kann 
das Unternehmen eine erneute Begut-

achtung beantragen. Parallel zum AMS 
führte das Unternehmen auch ein Betrieb-
liches Gesundheitsmanagement ein, das 
von der BGHM und dem Angebot „Gesund 
im Mittelstand“ unterstützt wurde. 

12/2016DGUV Forum
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Die Sozialversicherung für Landwirt-
schaft, Forsten und Gartenbau (SVLFG) 
weist daraufhin, dass Schlepper, Stapler 
oder Hoflader auf einem Betriebsgelän-
de nur mit dem passenden Führerschein 
gefahren werden dürfen. Sobald es mög-
lich ist, ein Betriebsgelände von außen 
zu betreten, gelten dort die gleichen Re-
geln zum Führen eines Fahrzeugs wie 
auf einer öffentlichen Straße. Besonders 
bei Jugendlichen ist das Schlepperfah-
ren sehr beliebt. Das birgt aber aufgrund 
der mangelnden Fahrerfahrung ein er-
hebliches Unfallrisiko. Jugendliche kön-
nen allerdings die Prüfung zur Fahrer-
laubnis der Klassen T und L ab 16 Jahren 

Jugendliche aufgepasst: Abschleppen nur mit Führerschein

Unfallversicherungsträger, Entsorgungs-
wirtschaft und die Vereinte Dienstleis-
tungsgewerkschaft (ver.di) haben einen 
Konsens zum Rückwärtsfahren bei der Ab-
fallsammlung gefunden. Dieser ist in der 
neuen Branchenregel „Abfallsammlung“ 
umgesetzt, die vom Grundsatzausschuss 
Prävention der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung (DGUV) am 24. Oktober 
2016 beschlossen wurde und zeitnah in der 
DGUV Publikationsdatenbank veröffent-
licht wird.

„Mit der Branchenregel ist es uns gelungen, 
Lösungen für den Arbeitsschutz bei der Ab-
fallsammlung zu finden, die die Bedürfnisse 
der Praxis und den aktuellen Stand der 
Technik berücksichtigen“, so Dirk Füting, 
Leiter des Sachgebiets Abfallwirtschaft der 
DGUV. „Unter anderem machen wir trans-
parent, wie die Sicherheit beim Rückwärts-
fahren gewährleistet werden kann.“

Laut Branchenregel sollen Entsorgungsun-
ternehmen die Touren bei der Abfallabho-
lung grundsätzlich so planen, dass unfall-
trächtige Rückwärtsfahrten möglichst 
vermieden werden. In Ausnahmefällen sol-
len sie jedoch möglich sein, wenn in der 
Gefährdungsbeurteilung Schutzmaßnah-
men für die Beschäftigten festgelegt sind. 
An der Erarbeitung der Branchenregel wa-
ren Fachleute der Berufsgenossenschaften, 
Unfallkassen, Entsorgungswirtschaft und 
der Gewerkschaft ver.di beteiligt.

Einigung zum Rückwärtsfahren bei der Abfallsammlung

Rückwärtsfahren ist bei Abfallsammelfahrzeugen deshalb so gefährlich, weil die Fahrer 
und Fahrerinnen nur unzureichend den Raum hinter ihrem Fahrzeug einsehen können.

12/2016DGUV Forum
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ablegen. Die SVLFG empfiehlt zusätzlich 
ein spezielles Fahrtsicherheitstraining, 
damit Jugendliche die komplexe Technik 
der Schlepper auch in Gefahrensituati-
onen beherrschen. Für Fragen und eine 
ausführliche Beratung rund um das 
Thema Schlepper und Führerscheinviel-
falt stehen die Präventionsfachleute der 
SVLFG jederzeit zur Verfügung. 

Die Fahrprüfung, die zum Schlep-
perfahren berechtigt, kann ab 16 

Jahren abgelegt werden.
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Das Präventionsvideo der Berufsgenossen-
schaft Energie Textil Elektro Mediener-
zeugnisse (BG ETEM) „Aufmerksamkeit 
darf man nicht teilen“ wurde im Oktober 
beim 49. Deutschen Wirtschaftsfilmpreis in 
der Kategorie „Audiovisuelle Beiträge für 
digitale Medien“ mit dem ersten Platz aus-
gezeichnet. Im Rahmen der Kampagne 
„Ein Unfall ändert alles.“ wird das Video 
seit 2015 auf den digitalen Kanälen der BG 
ETEM eingesetzt, um jugendliche Ver-
kehrsteilnehmer und -teilnehmerinnen für 
das Thema Ablenkung im Straßenverkehr 
zu sensibilisieren. Bislang wurde das Video 
insgesamt 1,5 Millionen Mal auf Facebook 
und Youtube aufgerufen. Die Kampagne 
hat bisher mehrere Millionen User erreicht.

Kein Unfall – BG ETEM gewinnt Deutschen Wirtschaftsfilmpreis

Screenshot aus dem Videoclip
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Die Berufsgenossenschaft Energie Textil 
Elektro Medienerzeugnisse (BG ETEM) hat 
im Kölner Schokoladenmuseum sechs mit-
telständische Unternehmen mit dem Prä-
ventionspreis ausgezeichnet. 

Der Preis wird seit 2008 alle zwei Jahre für 
vorbildliche Leistungen auf den Gebieten 
Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz 
verliehen. In jeder der sechs bei der BG 
ETEM versicherten Branchen wird jeweils 
ein 5.000 Euro dotierter Branchenpreis ver-

BG ETEM zeichnet gute Ideen für Arbeitssicherheit und  
Gesundheitsschutz aus 

Mehr Informationen und Videos zu 
den ausgezeichneten Unternehmen 
unter: www.bgetem.de  
(Webcode 16805240)
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geben. Prämiert wurden sowohl technische 
Lösungen als auch Maßnahmen zum Ge-
sundheitsschutz. Zwei der ausgezeichne-
ten Unternehmen sind in Nordrhein-West-
falen beheimatet, zwei in Bayern. 

Bei der Preisverleihung im Schokoladen-
museum vergab das Publikum unter den 
sechs Preisträgern und Preisträgerinnen 
außerdem den IQ-Präventionspreis. Die 
Wahl fiel auf das Druckhaus Mainfranken 
GmbH aus Greußenheim bei Würzburg. 

Das Unternehmen konnte mit einem selbst-
gedrehten Film zur Schulung von Stapler-
fahrenden überzeugen. Mit dem IQ-Präven-
tionspreis sind zusätzlich 3.000  Euro 
verbunden.

Die Preisträger und Preisträgerinnen des IQ-Präventionspreises der BG ETEM

12/2016DGUV Forum
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(v. l.) Prof. Norbert Elkmann (Leiter des Geschäftsfeldes Robotersysteme), Dr. Matthias 
Umbreit (Robotik-Experte der BGHM) und Roland Behrens (wissenschaftlicher Mitarbei-
ter und Projektleiter der Studie) im Technikum des Fraunhofer IFF
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Ambulante und stationäre Einrichtungen 
der Altenpflege können die gesetzlich 
vorgeschriebene Gefährdungsbeurtei-
lung für ihre Beschäftigten jetzt auch on-
line erstellen. Das Werkzeug dazu bietet 
die Berufsgenossenschaft für Gesund-
heitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW) 
auf ihrer Webseite www.bgw-online.de/
gefaehrdungsbeurteilung-online an. Die 

neuen Online-Handlungshilfen führen 
systematisch durch die einzelnen Schrit-
te der Gefährdungsbeurteilung. Sie hel-
fen dabei, Arbeitsbereiche festzulegen, 
Tätigkeiten zu erfassen, Gefährdungen 
systematisch zu ermitteln und Risiken 
beim Auswählen geeigneter Schutzmaß-
nahmen zuverlässig zu beurteilen. Zu je-
dem Thema finden sich Links zu Hinter-

grundinformationen und Verweise auf 
gesetzliche Grundlagen.

In der aktuellen Ausgabe  „Gefährdungs-
beurteilung“ des Magazins „BGW mittei-
lungen“ berichtet die Berufsgenossen-
schaft darüber hinaus ausführlich über 
das Steuerungsinstrument Gefährdungs-
beurteilung.

Neuer Service für Altenpflege: Gefährdungsbeurteilung jetzt online erstellen

Der Besitz eines Bedienerscheins oder ei-
ner speziellen Fahrerlaubnis für Telesko-
plader ist beim Einsatz in der Landwirt-
schaft nicht notwendig. Darauf weist die 
Sozialversicherung für Landwirtschaft, 
Forsten und Gartenbau (SVLFG) aufgrund 
vermehrter Nachfragen hin. 

Der Qualifizierungsgrundsatz 308-009 der 
Deutschen Gesetzlichen Unfallversiche-
rung (DGUV), dass Fahrer und Fahrerinnen 
von Teleskopladern im gewerblichen Be-

reich einen Bedienerausweis – also eine 
spezielle Fahrerlaubnis – besitzen müssen, 
gilt ausschließlich im Regelungsbereich 
der DGUV und daher nicht für Versicherte 
der SVLFG. Der Besitz eines Führerscheins 
mindestens der Klasse L für das Fahren ei-
nes Teleskopladers auf öffentlichen Stra-
ßen, Wegen und Verkehrsflächen bleibt 
selbstverständlich erforderlich. 

Um Teleskoplader in der Landwirtschaft 
sicher zu betreiben, sind die maßgebli-

Eine ausführliche Betriebsanwei-
sung der SVLFG fasst alle Gefahren 
kurz und bündig zusammen. Sie ist 
auf der Homepage www.svlfg.de 
unter dem Stichwort „Teleskoplader“ 
zu finden. 

!

chen Mitarbeitenden und Familienange-
hörigen jedoch hinsichtlich der Gefahren 
zu unterweisen.

Teleskoplader brauchen keine spezielle Fahrerlaubnis in der Landwirtschaft

Intensive Kooperation bei Forschung zur Mensch-Roboter-Kollaboration
Im Auftrag der Berufsgenossenschaft 
Holz und Metall (BGHM) haben Fachleu-
te des Fraunhofer Instituts für Fabrikbe-
trieb und -automatisierung IFF in Mag
deburg in einem Forschungsprojekt 
Grenzwerte für Kraft und Druck ermittelt, 
die im Falle eines Kontakts zwischen 
Mensch und Roboter die Zusammenar-
beit von Mensch und Maschine ohne Un-
fall sicherstellen. Bei diesem für die Prä-
vention wichtigen Forschungsthema 
besteht auch eine enge Kooperation mit 
dem Institut für Arbeitsschutz der DGUV 
(IFA). Im Technikum des Fraunhofer IFF 
wird unter dem Stichwort „Industrie 4.0“ 
erforscht, was die Arbeitswelt in der Pro-
duktion in naher Zukunft und zum Teil 
schon heute verändert. Der Forschungs-
schwerpunkt des Geschäftsfeldes Robo-
tersysteme liegt auf Service- und Assis-
tenzrobotern. Die sichere Kooperation 
und die Interaktion zwischen Mensch 
und Maschine ist eines der zentralen 
Themen. „Die BGHM hat mit dieser For-
schungsförderung die Ermittlung ent-
scheidender Grenzwerte für Sicherheit 

und Gesundheit bei der Mensch-Roboter-
Kollaboration ermöglicht“, sagt Dr. Mat-
thias Umbreit, Experte für Robotik in der 

BGHM und im DGUV Fachbereich Holz 
und Metall, der die Studie am Fraunhofer 
IFF intensiv begleitet.

12/2016DGUV Forum
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Der 11. Deutsche Gefahrstoffschutzpreis 
des Bundesministeriums für Arbeit und So-
ziales (BMAS) in Zusammenarbeit mit der 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Ar-
beitsmedizin (BAuA) würdigte auch dieses 
Jahr innovative Lösungen, die auf unter-
schiedliche Weise das Staubaufkommen 
am Arbeitsplatz verringern und so die Ge-
sundheit der Beschäftigten schützen. Der 
Preis ist mit 15.000 Euro dotiert und wurde 
den Preisträgern von Ministerialdirektorin 
Maria Britta Loskamp, Abteilungsleiterin 
im BMAS, verliehen. Die Preisverleihung 
fand im Rahmen einer Veranstaltung zur 
Unterzeichnung einer gemeinsamen Erklä-
rung des Aktionsprogramms Staub am 25. 
Oktober 2016 in Berlin statt. 

„Staub ist nicht ungefährlich: Er kann die 
Gesundheit erheblich beeinträchtigen. Ge-
rade beim Bauen sind Beschäftigte häufig 
Stäuben ausgesetzt“, hält Yasmin Fahimi 
fest, Staatssekretärin des BMAS. „Es ist 
gut, wenn alle Beteiligten bei der Staubmi-
nimierung an einem Strang ziehen. Die ge-
meinsame Erklärung setzt dabei ein gutes 
Signal. Und die Preisträger des 11. Deut-
schen Gefahrstoffschutzpreises zeigen, 

(v. l. n. r.) Martin Reuter (Hilti Deutschland AG), Bernhard Arenz (BG BAU), Lars Dannen-
mann (DUSS), Rüdiger Pipke (BAuA), Klemens Möcklinghoff (möcklinghoff Lufttechnik 
GmbH), Britta Loskamp (BMAS), Matthias Gräf (möcklinghoff Lufttechnik GmbH), Günther 
Hermann (Mapei), Uwe Thomae (Recknagel GmbH), Alfred Loleit (INOTEC GmbH)

dass auch die Praxis auf einem guten Weg 
ist.“ Der Preis wurde in diesem Jahr in den 
Kategorien „Staubarme Materialien ver-
wenden“, „Staubarme Techniken“ und 
„Staubausbreitung verhindern“ vergeben.

Nähere Informationen zu den Preis-
trägern und Eindrücke von der Preis-
verleihung gibt es im Internet unter: 
www.gefahrstoffschutzpreis.de

!

Gemeinsame Erklärung und Gefahrstoffpreis: 
Staub am Arbeitsplatz verringern

Die Hamburger Trägerinnen der gesetzlichen 
Unfallversicherung und die berufsgenossen-
schaftliche Unfallklinik in Hamburg unter-
stützen die Rollstuhlbasketball-Weltmeister-
schaft der Frauen und Männer 2018 in der 
Hansestadt. Das teilen die Berufsgenossen-
schaft für Gesundheitsdienst und Wohl-
fahrtspflege (BGW), die BG Verkehr, die VBG, 

die Unfallkasse (UK) Nord und das BG Klini-
kum Hamburg (BGKH) gemeinsam mit. Sie 
erleben in ihrer Arbeit immer wieder, wie 
wichtig Sport für die gesellschaftliche Teilha-
be von Menschen mit Behinderungen ist – 
und damit für die Inklusion im Sinne der UN-
Behindertenrechtskonvention. Sport ist ein 
unverzichtbares Mittel der Rehabilitation: Er 

Hamburger Trägerinnen der gesetzlichen Unfallversicherung und BG  
Klinikum Hamburg unterstützen die Rollstuhlbasketball-WM 2018
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Zahl des Monats: 1,382 Mio.
Wird ein Unternehmen, das der Gewerbeord-
nung unterliegt, gegründet oder geschlossen, 
meldet der Unternehmer oder die Unterneh-
merin das dem zuständigen Gewerbeamt der 
Kommune. Auszüge aus diesen Meldungen 
schicken die Ämter an verschiedene Behörden 
und auch an die Deutsche Gesetzliche Unfall-
versicherung. Im Jahr 2015 wurden nach An-
gaben des Statistischen Bundesamtes 1,382 

fördert die körperliche und seelische Ge-
sundheit gleichermaßen. Der Spitzensport 
wirkt dabei motivationsfördernd und identi-
fikationsstiftend. Diese Chance bietet auch 
die Rollstuhlbasketball-Weltmeisterschaft 
2018: Sie wird den Behindertensport ins 
Rampenlicht rücken – und gleichzeitig ein 
Stück weiter in die Mitte der Gesellschaft. 

Millionen Gewerbeanzeigen erstattet. In der 
Vergangenheit wurden die Auszüge per Post 
versandt. Seit einiger Zeit ist die Umstellung 
auf eine elektronische Übermittlung im Gan-
ge. Ab dem 1. Januar 2017 endet der analoge 
Datentransfer: Sämtliche Gewerbeämter sind 
dann verpflichtet, die Auszüge aus den Ge-
werbeanzeigen nur noch auf elektronischem 
Weg an die Unfallversicherung zu senden. 

12/2016DGUV Forum
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Seit 2012 diskutieren das Europäische 
Parlament und der Ministerrat über 
neue Regelungen, die Menschen mit 
Behinderung den Zugang zu Websei-
ten und mobilen Apps öffentlicher 
Stellen erleichtern sollen. Nachdem 
sich die europäischen Gesetzgebungs-
organe in trilateralen Beratungen auf 
einen konkreten Text geeinigt haben, 
wird der vom Ministerrat und vom Eu-
ropäischen Parlament offiziell gebil-
ligte Text bald in Kraft treten. Die Mit-
gliedstaaten haben 21 Monate Zeit, die 
europäischen Regelungen in nationa-
les Recht umzusetzen. 

Ziel der von der EU-Kommission vorge-
legten Richtlinie ist es, in den Berei-
chen Kommunikation und Informatio-
nen einen gleichberechtigten Zugang 
auch dort zu realisieren, wo eine Behin-
derung heute noch zu massiven Ein-
schränkungen für die Betroffenen führt. 
Von den Regelungen sind insbesondere 
Webseiten und mobile Apps öffentli-

cher Stellen betroffenen. So sollen Web-
seiten künftig für Menschen mit Ein-
schränkungen so gestaltet sein, dass sie 
auch für sie wahrnehmbar und bedien-
bar sind, zum Beispiel ohne Verwen-
dung einer Maus. 

Die EU möchte mit den neuen Regelun-
gen den Weg für eine inklusive digitale 
Gesellschaft frei machen, ein Recht, 
das auch in der von der EU ratifizierten 
UN-Konvention für Menschen mit Be-
hinderung verankert ist.

Menschen mit Behinderung soll der Zugang zu Webinhalten  
erleichtert werden
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Die Europäische Kommission gibt je-
weils im  Herbst Auskunft über ihre po-
litischen Prioritäten, die sie im folgen-
den Jahr umsetzen möchte. In diesem 
Jahr bündelt die Brüsseler Behörde ihre 
Vorstellungen unter dem Titel „Für ein 
Europa, das schützt, stärkt und vertei-
digt“.  Im Vorfeld des 60-jährigen Jubi-
läums der Römischen Verträge im kom-
menden März geht es dabei um Kern- 
fragen der Gemeinschaft.

Von den zehn Prioritäten und 21 Kern-
elementen ist für die Sozialversicherung 
unter anderem von Interesse, weiter da-

ran zu arbeiten, eine Säule sozialer 
Rechte zu schaffen. Im Anschluss an die 
bis Ende des Jahres laufende öffentliche 
Anhörung möchte die EU-Kommission 
ihre konkreten Vorstellungen hierzu be-
kannt geben. Sie hat bereits jetzt ange-
deutet, dass eine Säule sozialer Rechte 
als Basis einer europäischen, sozialen 
Marktwirtschaft sowie als Kompass für 
faire Arbeitsbedingungen und nach
haltige Wohlfahrtssysteme dienen soll. 
Darüber hinaus ist die Veröffentlichung 
weiterer damit zusammenhängender In-
itiativen geplant, etwa der Zugang zum 
Sozialschutz und zur Umsetzung der Ar-

beitszeitrichtlinie. Um neue Arbeitsplät-
ze, Wachstum und Investitionen anzu-
regen, möchte die EU-Kommission 
ebenfalls noch bis Ende des Jahres ei-
nen „Europäischen Solidaritätskorps“ 
einführen. Darin sollen sich junge Men-
schen freiwillig engagieren und helfen, 
herausfordernde Situationen in der EU 
zu bewältigen. 

Die Europäischen Institutionen werden 
nun eine gemeinsame Erklärung zu 
den Zielen und Prioritäten für 2017 er-
arbeiten, damit die Vorschläge schnell 
umgesetzt werden können.

Was hat Brüssel 2017 vor?
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Einleitung
Während die rechtliche Grundlage für die 
Entschädigung von Berufskrankheiten be-
reits in der zum 1. Januar 1913 in Kraft ge-
tretenen Reichsversicherungsordnung 
(RVO) geschaffen wurde, besteht erst seit 
1963 die Möglichkeit, im Einzelfall Krank-
heiten wie eine Berufskrankheit anzuer-
kennen (§ 551 Abs. 2 RVO). Mit Ablösung 
der RVO durch das Sozialgesetzbuch (SGB) 
VII zum 1. Januar 1997 wurde nicht nur der 
eigenständige Versicherungsfall Berufs-
krankheit geschaffen (§ 9 Abs. 1 SGB VII), 
sondern auch die Verpflichtung statuiert, 
eine Erkrankung wie eine Berufskrankheit 
anzuerkennen, wenn die Voraussetzungen 
vorliegen (§ 9 Abs. 2 SGB VII).

Diese „Öffnungsklausel“ soll dazu dienen, 
Härten für die jeweilige Zwischenzeit zu 
vermeiden, die sich daraus ergeben, dass 
die Berufskrankheiten-Liste nur im Ab-
stand von einigen Jahren geändert wird, 
und um neuen Erkenntnissen der Wissen-
schaft umgehend Rechnung tragen zu kön-
nen. Sie ist aber keine allgemeine Härte-
klausel für die Anerkennung beruflich 
verursachter Krankheiten, die nicht in der 
Berufskrankheiten-Liste enthalten sind.1

Bevor eine Erkrankung wie eine Berufs-
krankheit anerkannt werden kann, ist da-
her zu prüfen, ob die im SGB VII geregelten 
Voraussetzungen (§ 9 Abs. 1 Satz 2 SGB VII, 
auf die § 9 Abs. 2 SGB VII Bezug nimmt) 
erfüllt sind.

Dafür muss der aktuelle Erkenntnisstand 
der medizinischen Wissenschaft ermittelt 
und geklärt werden, ob die Erkrankung 
durch besondere Einwirkungen verur-
sacht wurde, denen eine bestimmte Per-
sonengruppe durch ihre versicherte Tätig-
keit in erheblich höherem Grade als die 
übrige Bevölkerung ausgesetzt ist. Dabei 
sind auch wissenschaftliche Erkenntnisse 
weiterer Wissenschaftszweige wie Epide-
miologie, Toxikologie, Pharmakologie, 
Biomechanik oder Molekularbiologie zu-
sammenzutragen, zu sichten und zu be-
werten. Im Prinzip umfasst die Prüfung 
eines solchen Einzelfalles somit die Klä-
rung der sogenannten BK-Reife der jewei-
ligen Erkrankung.

Bei der Erweiterung der sogenannten BK-
Liste (Anlage 1) zur Berufskrankheitenver-
ordnung (BKV) steht dem Verordnungs
geber bei dieser Prüfung der Ärztliche 
Sachverständigenbeirat „Berufskrankhei-
ten“ (ÄSVB) zur Seite. Der ÄSVB ist ein 
ständiges und weisungsunabhängiges 
Gremium, das das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales in medizinisch-wis-
senschaftlichen Fragen berät – mit der 
Aufgabe, den neuesten wissenschaft
lichen Erkenntnisstand zu Berufskrank
heiten zu sichten und zu bewerten.  

Auf dieser Basis gibt er unter anderem 
Empfehlungen für die Aufnahme neuer 
Berufskrankheiten in die Berufskrankhei-
tenverordnung ab. 

Dieser Beitrag soll eine Orientierung ge-
ben, welche Aspekte bei einzelnen Aufga-
ben und Fragestellungen zu berücksichti-
gen sind. All diese Punkte sind zusätzlich 
zur Frage der individuellen Kausalität 
auch in jedem einzelnen Verfahren nach 
§ 9 Abs. 2 SGB VII zu prüfen.

Prüfung der Voraussetzungen nach  
§ 9 Abs. 2
Erleichtert ist die Anerkennung einer Er-
krankung als Berufskrankheit, wenn der 
ÄSVB eine Empfehlung für die Aufnahme 
einer Berufskrankheit in die Anlage 1 zur 
BKV veröffentlicht hat. Damit sind die 
grundsätzlichen wissenschaftlichen Vo-
raussetzungen geprüft und diese Basis 
für Anerkennungen nach § 9 Abs. 2 SGB 
VII gegeben. 

In der Praxis der Unfallversicherungsträ-
ger trifft dies jedoch auf eine Vielzahl von 
Erkrankungen nicht zu, die nicht unter ei-
ner BK-Nr. zu subsumieren sind. Daher 
bedarf die Prüfung, ob ein Ursachenzu-
sammenhang zwischen einer arbeits- 
bedingten Einwirkung und der Entste-
hung einer Krankheit infolge der versi-
cherten Tätigkeit vorliegt, besonderer Auf-
merksamkeit. 

Für die Anerkennung einer Erkrankung 
über die Öffnungsklausel ist zu prüfen, ob

Eine besondere Herausforderung
Seit das 7. Sozialgesetzbuch VII die Reichsversicherungsordnung abgelöst hat, wurde nicht nur  
der eigenständige Versicherungsfall Berufskrankheit geschaffen, sondern auch die Verpflichtung sta-
tuiert, eine Erkrankung wie eine Berufskrankheit anzuerkennen, wenn die Voraussetzungen vorliegen 
(§ 9 Abs. 2 in Verbindung mit § 9 Abs. 1 Satz 2 SGB VII). Eine Annäherung.

Der Versicherungsfall nach § 9 Abs. 2 SGB VII

Stefanie Palfner
Referat Berufskrankheiten der DGUV
E-Mail: stefanie.palfner@dguv.de

Karin Praefke
Referat Berufskrankheiten der DGUV
E-Mail: karin.praefke@dguv.de 

Autorinnen

„Erleichtert ist die Anerkennung 
einer Erkrankung wie eine Berufs-
krankheit, wenn der ÄSVB eine 
Empfehlung für die Aufnahme
einer Berufskrankheit in die Anla-
ge 1 zur BKV veröffentlicht hat.“

„Mit der Anerkennung eines Versi-
cherungsfalles im Einzelfall nach 
§ 9 Abs. 2 SGB VII wird die Erkran-
kung keine Listenerkrankung.“

12/2016DGUV Forum
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• �eine besondere Einwirkung vorliegt, 
die mindestens in ihrer Stärke deut-
lich quantitativ und qualitativ über ei-
ne im privaten Bereich bestehende 
Einwirkung hinausgeht. Diese kann 
unter anderem durch chemische Ge-
fahrstoffe in Form von Stäuben, Ga-
sen, Dämpfen, Flüssigkeiten sowie 
Lärm und auch durch mechanische 
Belastungen auftreten.

• �eine bestimmte Personengruppe betrof-
fen ist, die der besonderen Einwirkung 
in erheblich höherem Grade ausgesetzt 
ist als die übrige Bevölkerung. Die be-
stimmte Personengruppe definiert sich 
durch die erheblich erhöhte Einwirkung 
gegenüber der Noxe, nicht durch die Zu-
gehörigkeit zu einer Tätigkeit oder ei-
nem Beruf.

• �die schädigende Einwirkung generell ge-
eignet ist, eine bestimmte Erkrankung 
zu verursachen oder zu verschlimmern. 
Dabei müssen vor allem klinische und 
biologisch-naturwissenschaftliche Er-
kenntnisse der Verursachung der Er-
krankung (Pathomechanismus) hinrei-
chend geklärt sein. So liefern die 
„Ständige Senatskommission zur Prü-

fung gesundheitlicher Arbeitsstoffe der 
Deutsche Forschungsgemeinschaft“ 
und die internationale Krebsfor-
schungsbehörde der Weltgesundheits- 
organisation „International Agency for 
Research on Cancer“ (IARC) genaue und 
wissenschaftlich begründete Definitio-
nen der Faktoren, die eine humankan-
zerogene Wirkung von Gefahrstoffen 
feststellen. Damit kann für sogenannte 
K 1-Stoffe – das sind Stoffe, die beim 
Menschen bekanntermaßen Krebs er-
zeugen – deren krebserzeugende Ur-
sächlichkeit als gesichert gelten. Darü-
ber hinaus ist der epidemiologische 
Nachweis erforderlich, dass die Erkran-
kung in dem exponierten Personenkreis 
überhäufig vorkommt. Eine Überhäufig-
keit kann sicher angenommen werden, 
wenn eine Verdopplung des Erkran-
kungsrisikos vorliegt, auch wenn dies 
vom Gesetz nicht vorgeschrieben ist. Bei 
Krankheiten, die in der Regel nicht 
durch andere Ursachen entstehen und 
bei denen der Pathomechanismus 
durch die berufliche Ursache auf der 
Grundlage der verfügbaren wissen-
schaftlichen Forschungsergebnisse oder  

der praktischen Erfahrungen eindeutig 
bekannt ist, kann ein epidemiologi-
scher Nachweis entbehrlich sein. Dies 
kommt am ehesten bei seltenen Erkran-
kungen und seltenen Einwirkungen vor.

Paragraph 9 Abs. 2 des 7. Sozialgesetzbuches hat die Verpflichtung statuiert, eine Erkrankung wie eine Berufskrankheit anzuerkennen, 
wenn die Voraussetzungen (in Verbindung mit § 9 Abs. 1 Satz 2 SGB VII) vorliegen. 

▸

Erläuterungen

§ 9 Abs. 1 Satz 2 SGB VII 

Berufskrankheiten sind Erkrankungen, 
die nach den Erkenntnissen der medizi-
nischen Wissenschaft durch besondere 
Einwirkungen verursacht sind, denen 
bestimmte Personengruppen durch ihre 
versicherte Tätigkeit in erheblich hö-
herem Grade als die übrige Bevölkerung 
ausgesetzt sind. 

§ 9 Abs. 2 SGB VII 

Die Unfallversicherungsträger haben 
eine Krankheit, die nicht in der Rechts-
verordnung bezeichnet ist oder bei der 
die dort bestimmten Voraussetzungen 
nicht vorliegen, wie eine Berufskrank-
heit als Versicherungsfall anzuer-
kennen, sofern im Zeitpunkt der Ent-
scheidung nach neuen Erkenntnissen 
der medizinischen Wissenschaft die 
Voraussetzungen für eine Bezeichnung 
nach Abs. 1 Satz 2 erfüllt sind.
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Fußnote

[1] BSG Urteil v. 23.6.1977 – B 2 RU 
53/76; BVerfG Beschluss v. 14.7.1993 –  
1 BvR 1127/90

• �neue Erkenntnisse der medizinischen 
Wissenschaft über den Ursachenzu-
sammenhang zwischen schädigender 
Einwirkung und der Erkrankung hin-
sichtlich der versicherten Tätigkeit 
vorliegen. Diese müssen der „herr-
schenden Lehrmeinung“ entsprechen. 
Als solche gilt der durch Forschung 
gewonnene Erkenntnisstand, der von 
der Mehrheit der auf dem jeweiligen 
Fachgebiet tätigen Wissenschaftler 
und Wissenschaftlerinnen anerkannt 
wird. Einzelmeinungen  reichen in der 
Regel nicht aus. Neue Erkenntnisse 
liegen unter anderem auch dann vor, 
wenn sie dem Verordnungsgeber nicht 
bekannt waren und daher nicht be-
rücksichtigt werden konnten. Auch 
wenn die Erkenntnisse dem Verord-
nungsgeber bekannt waren und den-
noch nicht geprüft worden sind oder 
wenn eine Bewertung der Erkenntnis-
se unter neuen wissenschaftlichen As-
pekten und Möglichkeiten erfolgen 
kann, gelten sie als „neu“.

• �der ursächliche Zusammenhang der 
Erkrankung mit der gefährdenden 
Einwirkung im konkreten Einzelfall 
hinreichend wahrscheinlich ist.

Im Einzelfall sind also zunächst die gesi-
cherte Diagnose der Erkrankung und Art 

und Ausmaß der schädigenden Einwir-
kungen festzustellen. 

Sofern es noch keine wissenschaftliche 
Empfehlung und Begründung des ÄSVB 
zur Aufnahme einer entsprechenden Be-
rufskrankheit gibt, ist zur Beantwortung 
der Frage, ob ein genereller Ursachenzu-
sammenhang zwischen einer angeschul-
digten arbeitsbedingten Einwirkung und 
der Entstehung einer Erkrankung im Ein-
zelfall vorliegt, in der Regel ein Gutachten 
eines medizinischen Experten oder einer 
Expertin erforderlich. 

Für die Anerkennung als Berufskrankheit 
reicht allein die Überzeugung des Gutach-
tens nicht aus, dass im Einzelfall ein  
kausaler Zusammenhang zwischen der Er-
krankung der versicherten Person und den 
arbeitsbedingten Einwirkungen besteht! 
Entscheidend ist, dass die Bewertung, be-
stimmte Einwirkungen verursachten gene-
rell bestimmte Erkrankungen, nur dann 
anzunehmen ist, wenn die Mehrheit der 
medizinischen Sachverständigen zu dersel-
ben wissenschaftlich fundierten Auffas-
sung gelangen. Sie müssen auf den jeweils 
in Betracht kommenden Gebieten über be-
sondere Erfahrungen und Kenntnisse ver-
fügen. Da im Gutachten also vor allem 
wissenschaftliche Fragestellungen im Vor-

dergrund stehen, können die relevanten 
Fragen häufig auch ohne nochmalige Un-
tersuchung der versicherten Person nach 
Aktenlage beantwortet werden.

Mit der Anerkennung eines Versiche-
rungsfalles im Einzelfall nach § 9 Abs. 2 
SGB VII wird die Erkrankung keine Lis-
tenerkrankung. Diese Entscheidung ob-
liegt allein dem Verordnungsgeber.

Dokumentation der Erkrankungen 
nach § 9 Abs. 2 SGB VII bei der DGUV                      	
Die Erkrankungen, die die Unfallversiche-
rungsträger nach dieser Vorschrift prüfen, 
werden bei der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung (DGUV) in einer ge-
sonderten Dokumentation erfasst. Diese 
Ergebnisse können – neben den Unfall-
versicherungsträgern – die medizinischen 
Sachverständigen und den ÄSVB beim 
Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les (BMAS) unterstützen, da sie dazu bei-
tragen, Krankheits- und Gefährdungs-
schwerpunkte frühzeitig erkennbar zu 
machen. Die Daten dieser Dokumentation 
werden jährlich dem BMAS gemeldet. Zu-
sammengefasst werden sie auch regelmä-
ßig publiziert, und es werden und dabei 
aktuelle Fragen zur wissenschaftlichen 
Diskussion gestellt. 

Workflow für Erkrankungen nach § 9 
Abs. 2 SGB VII für Verwaltungen der 
Unfallversicherungsträger 
Um bei der BK-Sachbearbeitung die Ver-
fahrensschritte in Feststellungsverfahren 
über Erkrankungen nach § 9 Abs. 2 SGB 
VII zu standardisieren, entstand eine Be-
schreibung des Verfahrensablaufes als 
Workflow (Flussdiagramm). Darin sind 
nicht nur die Fülle und Komplexität von 
Fallgestaltungen dargestellt, die nach § 9 
Abs. 2 SGB VII zu prüfen sind, sondern 
auch, die Zeitpunkte zur Dokumentation 
mittels der neu eingeführten Web-Anwen-
dung hinterlegt.

Diese Maßnahmen unterstützen hoffent-
lich die wissenschaftlich und rechtlich 
anspruchsvolle Prüfung der Öffnungs-
klausel.� •
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Ausführungen zu den Voraussetzungen, 
unter denen eine Erkrankung wie eine Be-
rufskrankheit nach § 9 Absatz 2 SGB VII an-
erkannt werden kann, enthält der im 
gleichnamigen Heft erschienene Beitrag 
„Der Versicherungsfall nach § 9 Abs. 2 SGB 
VII: eine besondere Herausforderung“.

Die neuen Wissenschaftlichen  
Begründungen
In den vier neuen Wissenschaftlichen 
Begründungen1 werden die jeweiligen 
Krankheitsbilder konkret bezeichnet.  
Für drei der vier Erkrankungen konnten  
in der Bezeichnung konkrete Dosis-
Wirkungsbeziehungen festgelegt werden. 
Die wissenschaftlichen Begründungen 
sind auf der Website der Bundesanstalt 
für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 
(BAuA) abrufbar.2 

Leukämie durch 1,3-Butadien
Die chemische Substanz 1,3-Butadien 
wird vor allem bei der Herstellung be-
stimmter Kautschukarten und Kunstfa-
sern verwendet. 1,3-Butadien dient unter 
anderem als Ausgangsstoff für (Teppich)
Kleber und (Papier)Beschichtungen. Die 
Exposition durch 1,3-Butadien muss lange 
und regelmäßig erfolgt sein. Die Wissen-
schaftliche Begründung legt insoweit eine 

kumulative 1,3-Butadien-Dosis von min-
destens 180 (ppm x Jahre) fest. Sie nennt 
als Krankheitsbild Chronisch-myeloische 
oder chronisch-lymphatische Leukämie“.

Erkrankungen durch polyzyklische 
aromatische Kohlenwasserstoffe 
In einer Vielzahl von Branchen (zum Bei-
spiel chemische Industrie, Metallindustrie, 
Gießereien oder Braunkohleverarbeitung) 
können Beschäftigte Tätigkeiten verrichten, 
bei denen sie polyzyklischen aromatischen 
Kohlenwasserstoffen (PAK) ausgesetzt sind. 
Die Wissenschaftliche Begründung führt 
Tätigkeiten mit PAK-Einwirkung tabellarisch 
auf. Besonders hohe PAK Einwirkungen be-
stehen zum Beispiel in Kokereien, bei der 
Herstellung von technischem Ruß, von 
Gummi und in Schornsteinfegerbetrieben.

Der Ärztliche Sachverständigenbeirat „Be-
rufskrankheiten“ hat die Aufnahme fol-
gender Krankheitsbilder in die Berufs-
krankheitenliste empfohlen:

• �„Kehlkopfkrebs durch polyzyklische 
aromatische Kohlenwasserstoffe bei 
Nachweis der Einwirkung einer kumu-
lativen Dosis von mindestens 100 
Benzo(a)pyren-Jahren [(µgm3) x Jahre]“,

• �„Schleimhautveränderungen, Krebs, 
oder andere Neubildungen der Harn-
wege durch polyzyklische aromatische 
Kohlenwasserstoffe bei Nachweis der 
Einwirkung einer kumulativen Dosis 
von mindestens 80 Benzo(a)pyren- 
Jahren [(µgm3) x Jahre]“.

Fokale Dystonie
Diese Erkrankung des zentralen Nerven-
systems äußert sich durch Bewegungsstö-
rungen aufgrund eines Verlustes der 
Koordinationsfähigkeit einzelner Extremi-
täten oder der Mund und Gesicht betref-
fenden Muskultur (orofacial) bis hin zu 
Verkrampfungen. Fokale Dystonien treten 
bei Instrumentalmusikern und Instrumen-
talmusikerinnen deutlich häufiger auf  
als in der übrigen Bevölkerung. Betroffen 
können Spieler und Spielerinnen von  
Tasten- und Zupfinstrumenten, Streich-, 
Holzblas- und Blechblasinstrumenten 
sein, insbesondere Blechbläser.	  

Häufig müssen die Betroffenen ihr Spiel-
niveau und Repertoire einschränken und 
sind dann gezwungen, ihre Karriere zu 
beenden. Als Einwirkung gilt ein lang-
jähriges repetitives und intensives Musi-
zieren auf professionellem Niveau. Ein 
solches Niveau kann bei mehr als 5.000 
Stunden, in der Regel bei rund 10.000 
Stunden nach dem 18. Lebensjahr er-
reicht sein. Für die wissenschaftlich trag-
fähige Ableitung einer „Abschneide-
schwelle“ fehlt es an entsprechenden, 
gesicherten medizinisch-wissenschaftli-
chen Erkenntnissen. 

In der Wissenschaftlichen Begründung 
wird die Berufskrankheit als „Erkrankung 
des zentralen Nervensystems bei Instru-
mentalmusikern durch feinmotorische  
Tätigkeiten hoher Intensität“ bezeichnet.

Neue Anerkennungsmöglichkeiten für 
beruflich verursachte Erkrankungen
Der Ärztliche Sachverständigenbeirat „Berufskrankheiten“ beim Bundesministerium für Arbeit und  
Soziales hat für vier neue Krankheitsbilder Wissenschaftliche Begründungen beschlossen sowie das Ärzt-
liche Merkblatt zur Berufskrankheit Nummer 1301 durch eine Wissenschaftliche Stellungnahme ergänzt.

Wissenschaftliche Begründungen

Stefanie Palfner
Referat Berufskrankheiten der DGUV
E-Mail: stefanie.palfner@dguv.de

Patricia Heinisch
Referat Berufskrankheiten der DGUV
E-Mail: patricia.heinisch@dguv.de

Autorinnen

▸

„Für drei der vier Erkrankungen 
konnten in der Bezeichnung  
konkrete Dosis-Wirkungsbezie-
hungen festgelegt werden.“

 „Die Anzahl der gemeldeten  
Neuerkrankungen nach der Ver- 
öffentlichung der Wissen- 
schaftlichen Begründung bleibt 
abzuwarten.“
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Berufskrankheit Nummer 1301: 
Schleimhautveränderungen, Krebs 
oder andere Neubildungen der  
Harnwege durch aromatische Amine
Zu dieser Berufskrankheit hat der Ärztli-
che Sachverständigenbeirat auf Basis der 
aktuellen medizinischen Erkenntnisse 
festgestellt, dass Azofarbstoffe, aus denen 
humankanzerogene aromatische Amine 
freigesetzt werden können, sowie der Her-
stellungsprozess für Auramin geeignet 
sind, Krebs der Harnwege im Sinne der 
Berufskrankheit-Nummer 1301 hervorzu-
rufen. Außerdem kann bei langjähriger 
intensiver Verwendung von permanenten 
Haarfarben im Rahmen der Tätigkeit als 
Friseur oder Friseurin vor dem Jahr 1977 

(in der Regel länger als zehn Jahre) und 
Verrichtung der Arbeit ohne Handschuhe 
eine Anerkennung der Erkrankung als ar-
beitsbedingt nach Berufskrankheit-Num-
mer 1301 erfolgen.

Ausblick
Die Anzahl der gemeldeten Neuerkrankun-
gen nach der Veröffentlichung der Wissen-
schaftlichen Begründung bleibt abzuwar-
ten. Eine Prognose dazu ist schwierig, 
denn nicht selten erhalten Ärzte und Ärz-
tinnen erst durch die Aufnahme von Er-
krankungen in die Berufskrankheitenliste 
Kenntnis von der arbeitsbedingten Ver
ursachungsmöglichkeit der Erkrankung. 
Zudem besteht für Erkrankungen, die wie 

Fokale Dystonien können zum Beispiel bei Geigerinnen und Geigern auftreten.
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Fußnoten

[1] Die Wissenschaftlichen Begrün-
dungen und die Wissenschaft-
liche Stellungnahme wurden am 
26.8.2016 im Gemeinsamen  
Ministerialblatt Ausgabe 33/34 
veröffentlicht.

[2] www.baua.de/de/Themen- 
von-A-Z/Berufskrankheiten/ 
Dokumente/Merkblaetter.html

eine Berufskrankheit nach § 9 Absatz 2 SGB 
VII anerkannt werden können, keine ge-
setzliche Anzeigepflicht im Sinne der § 193 
Absatz 2 und § 202 SGB VII.� •
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Einleitung
Schwerhörige Patientinnen und Patienten 
werden heute sehr viel häufiger mit Coch-
lea-Implants (CI) versorgt als noch vor Jah-
ren. Zurzeit werden in Deutschland jährlich 
rund 4.000 bis 5.000 CI-Implantationen 
durchgeführt. Vor Jahren war die Indikati-
on für ein Implantat auf eine vollständige 
beiderseitige Ertaubung begrenzt und nur, 
wenn diese nach erfolgtem Spracherwerb 
eingetreten war. Nach der aktuellen Leit
linie der Deutschen Gesellschaft für 
HNO-Heilkunde, Kopf- und Halschirurgie 
„Cochlea-Implant Versorgung und zentral-
auditorische Implantate“ (Stand 05/2012) 
ist eine CI-Versorgung heute dann ange-
zeigt, wenn mittels bester herkömmlicher 
schallverstärkender Hörgeräte kein ausrei-
chendes Sprachverstehen mehr erzielt wer-
den kann. Generell gilt die Empfehlung, 
dass Patientinnen und Patienten mit nur 30 
Prozent und weniger Einsilberverstehen für 
eine CI-Implantation geeignet sind. Bei 
kleinen Kindern, bei denen eine sprachau-
diometrische Untersuchung noch nicht 
möglich ist, wird aufgrund der tonaudio-
metrischen Hörschwelle entschieden. 

Als Richtmaß gilt ein Hörverlust von 90 dB 
oder mehr ab 1.000 Hz und höher. Dies be-
deutet, dass nicht nur bei der vollständigen 
Taubheit, sondern auch bei der an Taubheit 
grenzenden Schwerhörigkeit eine CI-Im-
plantation sinnvoll sein kann. Bei tauben 
Erwachsenen, die schon vor oder während 
des Spracherwerbs ertaubt waren, kann ei-
ne CI-Versorgung heute in ausgewählten 
Fällen ebenfalls indiziert sein. Seit Jahren 
gehört nun auch die einseitige Ertaubung, 
selbst bei Normalhörigkeit des Gegenohres, 
zu den Indikationen für eine Implantation.

Da CI-Implantationen häufig durchgeführt 
werden, kommt es hin und wieder zu Streit-
fragen, die gutachterliche Stellungnahmen 
erfordern. Ein Behandlungsfehler wird zum 
Beispiel vermutet, wenn die Elektrode bei 
der Nachbehandlung versehentlich etwa 
aufgrund unübersichtlicher Verhältnisse 
entfernt wurde (Didczuneit-Sandhop 2013). 
Manche Krankenkassen weigern sich nach 
wie vor, die Kosten bei einer einseitigen CI-
Implantation zu übernehmen. Als Gegen-
argument verweisen sie auf frühere Leitli-
nien, die zum Operationszeitpunkt gültig 
waren, hin oder auf eine hauseigene, inter-
ne Richtlinie (Michel/Brusis 2013). Oder der 
Medizinische Dienst der Krankenkassen 
(MDK) nimmt Bezug auf die unrealistische 
WHO 4-Tabelle.

In letzter Zeit gibt es immer wieder ge-
richtliche Auseinandersetzungen, ob die 
Kosten einer CI-Implantation von der Be-
rufsgenossenschaft oder der gesetzlichen 
Krankenkasse übernommen werden müs-
sen, wenn der Patient oder die Patientin 
mit einer anerkannten Lärmschwerhörig-
keit später aus anderer Ursache ertaubt. 
Im Folgenden soll über drei derartige Fäl-
le berichtet werden:

1. Fallbericht
Der damals fast 27-jährige Pressenarbeiter 
wurde das erste Mal 1995 nach einer zehn-
jährigen Lärmexpositionsdauer gutachter-
lich untersucht. Er hatte seit drei bis vier 
Jahren eine zunehmende Schwerhörigkeit 
mit einem beiderseitigen hochfrequenten 
Tinnitus bemerkt. Bei der tonaudiometri-
schen Untersuchung fand sich ein Hoch-
tonsteilabfall mit Plateaubildung, aber oh-
ne richtigen Wiederanstieg der Kurve, also 
keine ganz typische c5-Senke. Trotz seiner 
Bedenken ging der Gutachter vom Vorlie-
gen einer beruflichen Lärmschwerhörigkeit 
aus und schätzte die Minderung der Er-
werbsfähigkeit (MdE) auf 10 Prozent, was 
zur Anerkennung führte. Außerdem schlug 
er einen Arbeitsplatzwechsel vor, der im 
gleichen Jahr erfolgte. Acht Jahre später 
fand der Gutachter – trotz fehlender Lärm-
belastung – bereits eine mittelgradige 
Schwerhörigkeit und schätzte die lärmun-
abhängige MdE einschließlich Tinnitus auf 
40 Prozent. 2015 wurde im Alter von 47 Jah-
ren beiderseits eine an Taubheit grenzende 
Schwerhörigkeit festgestellt (siehe Abbil-
dung 1). Der Gutachter ging davon aus, 
dass die Möglichkeiten einer Hörgerätever-
sorgung ausgereizt seien und schlug eine 
CI-Versorgung vor.

Beurteilung: Im Nachhinein ist davon aus-
zugehen, dass es sich insgesamt um eine 
außerberufliche Schwerhörigkeit mit einer 
Gesamt-MdE von 70 Prozent handelt. Da 
jedoch 1995 eine berufliche Lärmschwer-
hörigkeit dem Grunde nach mit einer MdE 
von 10 Prozent anerkannt war, besteht be-
züglich dieses Verwaltungsaktes ein Be-
standsschutz. Dennoch ist die an Taubheit 
grenzende Schwerhörigkeit ganz bezie-
hungsweise fast ganz außerberuflich be-
dingt (Gesamt-MdE 70 Prozent). Die Kosten 

CI-Implantation bei anerkannter  
Lärmschwerhörigkeit und nachfolgender 
lärmunabhängiger Ertaubung 
Wer trägt die Kosten für eine CI-Implantation, wenn Personen mit anerkannter Lärmschwerhörigkeit später 
aus anderer Ursache ertauben? Im Folgenden werden drei Fallbeispiele aus der Gutachtenpraxis vorgestellt.

Kostenträger Krankenkasse oder Berufsgenossenschaft?

Prof. Dr. Jürgen Alberty
HNO-Gemeinschaftspraxis Aachen
E-Mail: j.alberty@arcor.de

Prof. Dr. Tilman Brusis
Institut für Begutachtung, Köln
E-Mail: prof-brusis@t-online.de

Prof. Dr. Eberhard F. Meister
Institut für Medizinische  
Gutachten, Leipzig 
E-Mail: prof-meister@t-online.de

Autoren
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Abbildung 1: 1995 wurde eine knapp geringgradige Lärmschwerhörigkeit mit einer MdE von 10 Prozent anerkannt. Trotz Arbeitsplatzwech-
sel nahm die bis zur an Taubheit grenzende Schwerhörigkeit nicht lärmbedingt beiderseits 2015 zu. MdE nun insgesamt 70 Prozent. 

für eine einseitige oder doppelseitige 
CI-Versorgung einschließlich der Kosten 
für die entsprechenden Rehamaßnahmen 
sind daher nicht von der Berufsgenossen-
schaft zu tragen, sondern von der gesetzli-
chen Krankenkasse.

2. Fallbericht
Der 73-jährige Gas- und Wasserinstallateur 
hatte über mehr als 50 Jahre gearbeitet, zu-
letzt selbstständig. Aufgrund von häufigen 
Stemmarbeiten war er einem Lärmexposi-
tionspegel von 89 dB(A) ausgesetzt. Erste 
Hörgeräte hatte er 1995 erhalten. 1997 war 
eine erste Begutachtung für die Berufsge-
nossenschaft durchgeführt worden. Es 
wurde beiderseits eine geringgradige 
Lärmschwerhörigkeit mit einer MdE von  
15 Prozent festgestellt; damals war der Ver-
sicherte 55 Jahre alt. Im Jahr 2004 fand der 

gleiche Gutachter eine Zunahme der 
Schwerhörigkeit beiderseits und schätzte 
die MdE bei dem 62-Jährigen nun auf 20 
Prozent, sodass eine Rente bezahlt wurde. 
In den folgenden Jahren war die Lärmbe-
lastung bei dem inzwischen Selbstständi-
gen stark reduziert. Unabhängig davon 
verschlechterte sich das Hörvermögen bei-
derseits dramatisch. 2006 wurde rechts ei-
ne an Taubheit grenzende Schwerhörigkeit 
und links eine vollständige Taubheit fest-
gestellt (siehe Abbildung 2). 2011 erfolgte 
eine CI-Implantation auf der linken Seite 
mit einem sehr guten Ergebnis. 

Beurteilung: Das operierende Krankenhaus 
verlangte die Kosten der CI-Implantation 
von der Berufsgenossenschaft. In dem 
Streitverfahren vor dem Sozialgericht wurde 
auch die gesetzliche Krankenversicherung 

beigeladen. Weiterhin bestand eine aner-
kannte BK 2301 mit einer MdE von 20 Pro-
zent. Die Gesamt-MdE betrug nun 70 Pro-
zent. Damit ist der weit überwiegende Teil 
der Schwerhörigkeit degenerativ-progre-
dient verursacht und nicht auf die frühere 
Lärmexposition zurückzuführen. Bereits 
das Zahlenverhältnis MdE 20 Prozent zu 
MdE 70 Prozent spricht dafür, dass der au-
ßerberufliche Anteil wesentlich ist und die 
beigeladene Krankenkasse die Kosten über-
nehmen muss. Im Übrigen führt beruflicher 
Lärm anerkanntermaßen nicht zu einer 
Taubheit und auch nicht zu einer an Taub-
heit grenzenden Schwerhörigkeit.

3. Fallbericht
Der 1947 geborene Schlosser hatte von 
1963 bis 1986 als Grubenelektroschlosser 
und Montagearbeiter im Landmaschi-
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Abbildung 2: 1997 lag eine lärmtypische Hochtonsenke geringen Grades mit einer MdE von 15 Prozent vor, 20 Jahre später eine an 
Taubheit grenzende Schwerhörigkeit rechts und eine vollständige Taubheit links (MdE 70 bis 80 Prozent). 
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nenbau lärmexponiert gearbeitet. Bei der 
ersten audiometrischen Untersuchung 
war 1966 im Alter von 21 Jahren bereits 
eine lärmtypische Hochtonsenke aufge-
fallen. 1975 erfolgte die Anerkennung ei-
ner Lärmschwerhörigkeit mit einer MdE 
von 15 Prozent. Dann wurde der Versi-
cherte mehrfach mit Hörgeräten versorgt, 
zuletzt 2004 mit Kategorie 3. 2010 hatte 
sich das Hörvermögen progredient – 
trotz fehlender Lärmbelastung – bis zu 
einer Taubheit mit Hörresten beiderseits 
verschlechtert, entsprechend einer Ge-
samt-MdE von rund 80 Prozent (siehe  
Abbildung 3). 2011 wurde zunächst das 
linke Ohr mit einem CI versorgt.

Beurteilung: Da seit 1987 keine Lärmexpo-
sition mehr vorlag, ist die rechtlich wesent-
liche Ursache der erheblichen Verschlim-
merung auf eine „Degeneration“ der 
Innenohren zurückzuführen. Somit ist die 
Berufsgenossenschaft für die Kostenüber-
nahme des CI nicht zuständig.

Fazit
Die Versorgung eines schwerhörigen oder 
ertaubten Menschen mit einem CI ist heute 
eine sehr effektive Behandlungsmaßnah-
me, die allerdings sehr kostenintensiv ist. 
Die Kosten für eine stationäre CI-Implanta-
tion liegen bei 30.000 Euro, hinzu kommen 
die Kosten für eine ambulante oder statio-
näre Rehabilitation mit noch einmal 
10.000 Euro. Aufgrund von Vereinbarun-
gen mit den Krankenkassen haben die 
meisten Krankenhäuser ein Budget, zum 
Beispiel 50 CI pro Jahr, welches sie nicht 
überschreiten dürfen. Daher sind sie be-

müht, weitere CIs über andere Kostenträ-
ger abzurechnen. Wenn es sich um eine bi-
faktorielle Schwerhörigkeit handelt, für die 
verschiedene Versicherungsträger zustän-
dig sind, ist die Kostenfrage häufig proble-
matisch. Dies trifft insbesondere auf die 
Fälle zu, bei denen die Indikation auf einer 
vollständigen Taubheit beruht, aber ein ge-
ringer Anteil am Gesamtschaden als beruf-
liche Lärmschwerhörigkeit anerkannt ist. 
Bei derartigen Fällen versuchen die Kran-
kenkassen häufig, die Berufsgenossen-
schaft in die Pflicht zu nehmen. 

Erschwert wird die Entscheidung dadurch, 
dass es eine Kostenteilung zwischen Kran-
kenkasse und Berufsgenossenschaft nicht 
gibt. Schwierig ist die Beurteilung auch 
deswegen, weil die CI-Versorgung nicht in 
der Hilfsmittel-Richtlinie des Gemeinsa-
men Bundesausschusses vom  29. Oktober 
2014 reguliert ist. Da ein Cochlea-Implant 
kein Hilfsmittel ist, sondern ein in den Kör-
per eingebrachtes Implant, gehört es auch 
nicht in die Aufstellung der in der Medizin 
verordneten Hilfsmittel (Brusis 2015). Die 
Rahmenvereinbarung zwischen Berufsge-
nossenschaften und Hörgeräteakustikern 
macht dazu ebenfalls keine Aussage (Mi-
chel, Brusis und Wolf 2015). Zu berücksich-
tigen ist außerdem, dass es eine Taubheit 
oder an Taubheit grenzende Schwerhörig-
keit durch berufliche Lärmeinwirkung nicht 
gibt (Koch und Wagemann 1967).

Wie die drei referierten Fälle zeigen, hat die 
Kostenübernahme durch die zuständige 
Krankenkasse zu erfolgen, auch wenn ein 
geringer Anteil als Lärmschwerhörigkeit 

nach BK 2301 anerkannt ist. Entscheidend 
ist, welcher Ursachenbeitrag der verschie-
denen Schwerhörigkeitskomponenten im 
unfallversicherungsrechtlichen Sinn „we-
sentlich“ ist. Allerdings wird es bei einer Er-
taubung durch einen Arbeitsunfall anders 
sein. In einem solchen Fall wäre eindeutig 
die Berufsgenossenschaft der Kostenträger.

Nachdruck aus Laryngo-Rhino-Otol 2016; 
95(07): 494-496, DOI: 10.1055/s-0042-
109689 mit freundlicher Genehmigung der 
Georg Thieme Verlag KG� • 
 

12/2016DGUV Forum



Titelthema

18

Bis vor einigen Jahren war das Tragen von 
Hörgeräten im Lärmbereich generell nicht 
zulässig. Der Grund war, dass sie zum da­
maligen Zeitpunkt nicht zwischen gehör­
schädlichen und unschädlichen Geräu­
schen unterscheiden konnten. Somit 
wurden alle Geräusche verstärkt, sodass 
die Gefahr bestand, dass das Hörver­
mögen weiter geschädigt wird. Die Be­
schäftigten waren daher angehalten, ihre 
Hörgeräte während ihrer Tätigkeit im 
Lärmbereich abzulegen.

Es gibt jedoch Lärmarbeitsplätze, an de­
nen eine Kommunikation mit den Kolle­
ginnen und Kollegen notwendig ist. An­
dere erfordern es, dass Signale oder 
Arbeitsgeräusche wahrgenommen wer­
den. So müssen beispielsweise Lokran­
gierführende Signale stets hören können. 
Für Personen mit Hörminderung war die 
Wahrnehmung dieser Aufgaben ohne 
Hörgeräte schwierig oder nicht möglich, 
und das konnte somit in letzter Konse­
quenz zu einem Arbeitsplatzwechsel be­
ziehungsweise einer Tätigkeitsaufgabe 
führen.

Gehörschutz und Hörgeräte haben sich in 
den letzten Jahren weiterentwickelt. Ein 
generelles Verbot von Hörgeräten in 
Lärmbereichen ist somit nicht mehr auf­
rechtzuerhalten. So gibt es inzwischen 

Hörgeräte, die auch an Lärmarbeitsplät­
zen getragen werden dürfen. Die DGUV 
Regel 112-194 „Benutzung von Gehör­
schutz“ (vormals BGR/GUV-R 194) wurde 
daher entsprechend aktualisiert (Deut­
sche Gesetzliche Unfallversicherung 
2015). Der Passus „Hörgeräte sollen im 
Lärmbereich grundsätzlich nicht getra­
gen werden“ wurde beibehalten. Ergän­
zend wurde jedoch eine Ausnahmeregel 
aufgenommen. Hiernach können Hörge­
räte im Lärmbereich verwendet werden, 
wenn sie als Gehörschutz geeignet sind. 
Das heißt, ein Gehörschutz muss als Per­
sönliche Schutzausrüstung (PSA) geprüft 
und zertifiziert sein, damit er am Arbeits­
platz getragen werden kann. Diese Eig­
nung muss durch eine Baumusterprüfbe­
scheinigung nachgewiesen sein.

Tests, die die Signalhörbarkeit oder 
Sprachverständlichkeit ermitteln, sind 
nicht Teil der Baumusterprüfung. Diese 
Prüfung muss gesondert vor Ort erfolgen.

Hörgeräte für den Lärmarbeitsplatz: 
ICP-Hörgeräte
Zurzeit gibt es zertifizierte Hörgeräte für 
den Lärmarbeitsplatz lediglich von ei­
nem Anbieter. Diese sogenannten ICP-
Hörsysteme – ICP steht hier für Insula­
ting Communication Plastic – dämmen 
den Lärm effektiv, wobei Stimmen und 
Warnsignale weiterhin gut zu hören sind.  
Der individuelle Hörverlust beim Tragen 
wird ausgeglichen und das Ohr zugleich 
geschützt.  ICP-Geräte wurden unter an­
derem mit dem Deutschen Arbeitsschutz­
preis 2013 ausgezeichnet.

Bei den ICP-Geräten handelt es sich um 
sogenannte HdO-Geräte, also Hörgeräte, 
die hinter dem Ohr getragen werden. Die 
ICP-Hörgeräte verfügen neben den übli­
chen Freizeitprogrammen auch über ein 
sogenanntes Arbeitsplatzprogramm, das 
sicherstellt, dass am Arbeitsplatz der 
Schallpegel am Ohr auf LEX,8h = 85 dB(A) 
beschränkt bleibt. Sie werden mit zwei 
Paaren von Otoplastiken ausgeliefert: ei­
nem Paar offene Otoplastiken für die 
Freizeit sowie einem Paar geschlossene 
Otoplastiken, die den Gehörgang ver­
schließen und am Arbeitsplatz getragen 
werden müssen.

Im Jahr 2012 kam das erste ICP-Hörgerät 
auf den Markt. Die ICP-Hörgeräte wurden 
seither technisch weiterentwickelt. Im 
Frühjahr 2016 wurde eine neue Generati­
on von ICP-Hörgeräten zertifiziert.

Anträge für die Versorgung mit einem ICP-
Gerät können von Versicherten selbst ge­
stellt werden oder aber von Hörgeräteakus­
tikern und -akustikerinnen, zuständigen 
Betriebs- oder Werksärzten und -ärztinnen 
oder von Arbeitgeberinnen und Arbeitge­
bern. Die zunehmende Nachfrage nach ICP-
Geräten bei den Unfallversicherungsträgern 
lässt darauf schließen, dass der Bekannt­
heitsgrad der Geräte zunimmt. Im Zeitraum 
Januar 2016 bis August 2016 wurden ins­
gesamt 314 ICP-Versorgungen getätigt.

Rahmenvereinbarung  
Hörgeräte (VbgHG)
Die Versorgung mit Hörgeräten erfolgt 
auf Grundlage der von der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung e. V. 

Hörgeräte am Lärmarbeitsplatz erlaubt?
Seit 2012 sind zertifizierte Hörgeräte auf dem Markt, die auch am Lärmarbeitsplatz getragen werden dürfen. 
Diese Hörgeräte ermöglichen eine Kommunikation am Arbeitsplatz sowie das Hören von Warnsignalen und 
Maschinengeräuschen.

„Die Wahrnehmung von Aufgaben 
ohne Hörgerät war schwierig und 
führte für Personen mit Hörminde-
rung oft zur Tätigkeitsaufgabe.“ 

„ICP-Hörgeräte verfügen neben 
üblichen Freizeitprogrammen über 
ein Arbeitsplatzprogramm.“ 

Neue Hörgeräte-Generation für Tätigkeiten im Lärmbereich

Otmar Lenz
Referat Vertragswesen,  
Rechtsangelegenheiten der DGUV
E-Mail: otmar.lenz@dguv.de

Dr. Ulrike Wolf
Referat Berufskrankheiten der DGUV
E-Mail: ulrike.wolf@dguv.de

Autorin und Autor
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(DGUV), der Sozialversicherung für 
Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau 
(SVLFG) als landwirtschaftlicher Berufs­
genossenschaft (LBG) und von der Bun­
desinnung der Hörgeräteakustiker KdöR 
(BIHA) abgeschlossenen Rahmenverein­
barung Hörgeräte (VbgHG). In ihr wird 
geregelt, auf welche Weise die in der ge­
setzlichen Unfallversicherung Versicher­
ten mit Hörsystemen versorgt werden, 
mit dem Ziel der bestmöglichen Wieder­
herstellung beziehungsweise Erhaltung 
des Hörvermögens. Maßstab der Rehabi­
litation ist hier die Versorgung „mit allen 
geeigneten Mitteln“.

Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2015 wurde 
eine neue Rahmenvereinbarung ge­
schlossen, die die vorhergehende Fas­
sung vom 1. April 2009 ablöste. Neu auf­
genommen wurde die Versorgung mit 
Hörsystemen, die auch am Lärmarbeits­
platz getragen und eingeschaltet werden 
dürfen und die gleichzeitig als Gehör­
schutz dienen (§ 5 Nr. 1).

In der Rahmenvereinbarung werden Hör­
geräte in drei Kategorien unterteilt (Kate­

gorie 1–3). Die Zuordnung eines Hörgerä­
tes in eine der Kategorien hängt von der 
technischen Ausstattung des Hörgerätes 
ab. Hörgeräte der Kategorie 1 beispiels­
weise sind mit folgenden Features ausge­
stattet: mindestens vierkanaliger Verstär­
ker, mindestens drei Hörprogramme, 
Rückkoppelungsmanager, Störschallun­
terdrückung, Mehrmikrofontechnik so-
wie – bei Bedarf – T-Spule oder andere 
Kommunikationsverbindung sowie Nano-
Beschichtung. Die Regelversorgung er­
folgt mit Hörgeräten der Kategorie 1. Eine 
Versorgung mit Kategorie 2 wird durch­
geführt, wenn mit Hörsystemen der 
Kategorie 1 der für die gesetzliche Unfall­
versicherung geltende Maßstab der Reha­
bilitation mit „allen geeigneten Mitteln“ 
nicht erreicht werden kann. Eine Versor­
gung nach Kategorie 2 ist vom Akustiker 
oder der Akustikerin auf der Abrechnung 
individuell zu begründen, ein Kostenvor­
anschlag ist nicht notwendig. Diese Be­
gründungen sind von den Verwaltungen 
zu prüfen. Hörsysteme der Kategorie 3 
sind nur in seltenen Ausnahmenfällen in­
diziert und nur dann erstattungsfähig. 
Hierfür ist stets ein vom Unfallversiche- 

rungsträger zu genehmigender Kosten­
voranschlag erforderlich.

Für Berechtigte nach der VbgHG standen 
bis zum 1. Juni 2016 wahlweise ICP-Hör­
geräte in den Kategorien 2 und 3 zur Ver­
fügung. Diese Hörsysteme wurden ab 
dem 1. Juni 2016 durch das neu zertifizier­
te ICP-Hörsystem abgelöst. Dieses „High-
End-Hörsystem“ erfüllt alle Anforderun­
gen der Kategorie 3. Auf die Lizenzierung 
eines technisch weniger aufwendigen Ge­
rätes für die Kategorie 2 wurde verzichtet, 
da ICP-Versorgungen nach bisherigen Er­
fahrungen überwiegend in der Kategorie 
3 erfolgen. Die Preise für die Hörgeräte 
und für die Versorgung am Arbeitsplatz 
sind nicht Gegenstand der VbgHG.

Anpassung der Hörgeräte
Die Anpassung der Hörgeräte erfordert 
neben der guten Zusammenarbeit zwi­
schen Sachbearbeitung und Präventions­
dienst bei den Unfallversicherungsträ­
gern auch eine Geräteanpassung durch 
einen Akustiker oder eine Akustikerin. 
Diese Hörgeräteanpassung erfolgt im We­
sentlichen in zwei Phasen:

Die Hörgerätetechnologie hat sich in den letzten Jahren rasant weiterentwickelt. 

▸
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• �In der ersten Phase wird vom Akus- 
tiker oder der Akustikerin mit der  
offenen Otoplastik eine Einstellung  
für die Freizeit vorgenommen. Das 
Hörgerät wird dann zusammen mit  
der Gehörschutz-Otoplastik für den 
Arbeitsplatz ausgeliefert, soweit 
gleichzeitig eine Arbeitsplatzanpas­
sung in Auftrag gegeben wurde.

• ���In der zweiten Phase erfolgt eine Fein­
adjustierung am Arbeitsplatz. Hierfür 
kommt der Hörgeräteakustiker oder 
die Hörgeräteakustikerin direkt an den 
Lärmarbeitsplatz, um zur Abnahme 
vor Ort eine Messung in situ durch- 
zuführen. Hierbei wird getestet, ob  
relevante Geräusche (Sprache, Signale 
oder Maschinengeräusche) wahrge­
nommen werden können und der  
maximal zulässige Expositionswert 
von LEX,8h = 85 db(A) eingehalten wird.

Für die Geräteanpassung sind seitens des 
Hörgeräteanbieters nur ausgebildete Hör­
geräteakustiker und -akustikerinnen oder 
gleich qualifizierte Beschäftigte zuge- 
lassen, die eine entsprechende Lizenz­
schulung durchlaufen haben.

Jeder individuell angefertigte Gehörschutz 
muss laut gesetzlicher Vorgabe bei Aus-
lieferung auf seine Funktion und Schutz­
wirkung überprüft werden. Die Techni- 
schen Regeln zur Lärm- und Vibrations-
Arbeitsschutzverordnung (TRLV Lärm 
2010) fordern zur permanenten Qualitäts­
sicherung, dass Gehörschutzprodukte  
sowohl bei der Auslieferung als auch re­
gelmäßig wiederkehrend mindestens alle 
zwei Jahre durch eine Funktionskontrolle 
überprüft werden. Die Prüfung bei der 
Auslieferung liegt in der Verantwortung 
des Herstellers, während für die wieder­
kehrenden Funktionskontrollen der Un­

ternehmer oder die Unternehmerin ver­
antwortlich ist. Im Zusammenhang mit 
einer ICP-Versorgung wird die Gehör­
schutz-Otoplastik alle zwei Jahre durch 
den versorgenden Akustiker oder die 
Akustikerin ausgetauscht.

Einsatzempfehlungen
Nicht alle an einem Lärmarbeitsplatz tä­
tigen Personen mit Hörgerät benötigen 
ein Modell mit Gehörschutzfunktion. Es 
gibt bestimmte Kriterien, die aus Sicht 
der Unfallversicherungsträger den Hör­
geräteeinsatz im Lärmbereich rechtferti­
gen (Fachbereich Persönliche Schutzaus­
rüstungen der DGUV, 2011):

• �Wiederkehrende Kommunikation ist 
für die Bewältigung der Arbeitsauf- 
gabe nötig

• �Hören und Beurteilen von Maschinen­
geräuschen im Lärmbereich sind nötig

• �Warnsignalerkennung ohne Hörgerät 
ist im Lärmbereich beziehungsweise am 
Lärmarbeitsplatz nicht möglich

 �
Eine Versorgung mit ICP-Geräten durch 
die Unfallversicherung setzt zudem in der 
Regel voraus, dass

• �eine als Berufskrankheit anerkannte 
beziehungsweise anerkennungs- 
fähige Lärmschwerhörigkeit vorliegt,

• �die Indikationskriterien nach  
der Hilfsmittel-Richtlinie des  
Gemeinsamen Bundesausschusses 
(2016) für die Versorgung des  
beziehungsweise der Versicherten  
mit einem Hörgerät erfüllt sind,

• �die versicherte Person noch  
beruflich tätig ist und im Rahmen  
der beruflichen Tätigkeit einem  
Tages-Lärmexpositionspegel von  
mindestens 85 dB(A) ausgesetzt ist.

Es gibt jedoch auch Grenzen für den Ein­
satz von Hörgeräten mit Gehörschutz­
funktion. Dies kann zum Beispiel das 
Ausmaß des Hörverlustes1 sein oder be­
stimmte Arbeitsabläufe oder Arbeitssitu­
ationen betreffen. So ist beispielsweise in 
Lärmbereichen mit LEX,8h ab 100 dB(A) so­
wohl für Normalhörende als auch für 
Hörgeräte Tragende eine angemessene 
Kommunikation nicht mehr möglich. In 
diesen Bereichen ist folglich der Einsatz 
der ICP-Hörgeräte nicht sinnvoll.� •

Literatur

Deutsche Gesetzliche Unfallversiche-
rung (Hrsg.): DGUV Regel 112-194 „Be-
nutzung von Gehörschutz“, Berlin 2015

Fachbereich Persönliche Schutzaus-
rüstungen der DGUV (Hrsg.): Präven-
tionsleitlinie „Einsatz von Hörgeräten  
in Lärmbereichen“, Berlin 2011

Gemeinsamer Bundesausschuss:  
Richtlinie des Gemeinsamen Bundes-
ausschusses über die Verordnung von  
Hilfsmitteln in der vertragsärztlichen 
Versorgung (Hilfsmittel-Richtlinie/
HilfsM-RL), zuletzt geändert am 17.12.2015  
veröffentlicht im Bundes-anzeiger  
BAnz AT 23.03.2016 B1, in Kraft getreten  
am 24.3.2016, https://www.g-ba.de/ 
downloads/62-492-1143/HilfsM-RL_ 
2015-12-17_iK-2016-03-24.pdf

TRLV Lärm – Technische Regeln zur Lärm-  
und Vibrations-Arbeitsschutzverord-
nung, Teil 3 Lärmschutzmaßnahmen, 
Ausgabe Januar 2010, GMBl. Nr. 18–20 
vom 23.3.2010, S. 384 ff.

Fußnote

[1] Momentan liegt die Einsatzgrenze 
bei circa 80 dB gemitteltem Hörverlust 
für 500 bis 4.000 Hz.

„Die Nachfrage nach ICP-Geräten bei den Unfallversicherungsträgern  
nimmt zu: Im Zeitraum Januar 2016 bis August 2016 wurden insgesamt  

314 ICP-Versorgungen getätigt.“
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Bamberger Empfehlung 
Die DGUV gibt als Spitzenverband der ge-
setzlichen Unfallversicherung Begutach-
tungsempfehlungen zu verschiedenen 
Berufskrankheiten (BK) heraus. Diese 
sollen auf Basis des aktuellen medizi-
nisch-wissenschaftlichen Erkenntnis-
standes einheitliche Grundlagen für die 
Begutachtung schaffen und gleichzeitig 
zur Transparenz und Akzeptanz der Ent-
scheidungen beitragen.

Die Begutachtungsempfehlung zu ar- 
beitsbedingten Hauterkrankungen hat un-
ter dem Namen „Bamberger Merkblatt“ 
Eingang in die Praxis gefunden und heißt 
spätestens seit der Präsentation der über-
arbeiteten Textfassung am 19. Mai 2016  
in Potsdam nun endgültig „Bamberger 
Empfehlung“. Die Namensänderung soll 
Verwechselungen mit den ehemaligen 
Merkblättern zu Berufskrankheiten des  

zuständigen Bundesministeriums bezie-
hungsweise des ärztlichen Sachverständi-
genbeirats vorbeugen. 

Die Überarbeitung der „Bamberger Emp-
fehlung“ hat sehr viel Zeit in Anspruch 
genommen. Grund hierfür war unter an-
derem die Aufnahme der neuen BK-Nr. 
5103 „Plattenepithelkarzinome oder mul-
tiple aktinische Keratosen der Haut durch 
natürliche UV-Strahlung“ zum 1. Januar 
2015. Für diese neue BK, die im Sinne ei-
ner Volkskrankheit weit verbreitet ist und 
zahlreich gemeldet wird, mussten Kriteri-
en entwickelt werden, um insbesondere 
die Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) 
einschätzen zu können. Im Ergebnis wur-
de eine völlig neue MdE-Tabelle konsen-
tiert. Gleichzeitig wurde die bereits be-
stehende MdE-Tabelle zu Hautkrebser- 
krankungen vollständig überarbeitet und 
soll nun für die BK-Nrn. 5102, 1108 und 
2402 gelten. Beide MdE-Tabellen wurden 
frühzeitig in den Zeitschriften Dermato
logie in Beruf und Umwelt (DBU) und im 
DGUV Forum publiziert und zur soforti-
gen Anwendung empfohlen. 

Am 19. Mai 2016 wurden die MdE-Tabellen 
im Kolloquium zur Bamberger Empfeh-
lung in der Fachöffentlichkeit vorgestellt. 
In der lebhaften Diskussion wurde deut-
lich, dass verschiedene Interpretationen 
möglich sind, die letztlich zu unterschied-
lichen MdE-Bewertungen gleichgelagerter 
Fälle führen können. Das gilt vor allem  
für Erkrankungsfälle des Plattenepithel- 
beziehungsweise Basalzellkarzinoms, 
wenn sich die Krankheitsaktivität aus-
schließlich am Auftreten oder an der Be-
handlung von Carcinomata in situ orien-
tieren soll. Im Ergebnis des Kolloquiums 
haben die Mitglieder der Arbeitsgruppe 
„Bamberger Empfehlung“ zugesagt, diese 
Fallkonstellationen klarer zu fassen. 

Für die anstehenden Überlegungen sollen 
mit diesem Artikel noch einmal die recht-
lichen Hintergründe zur Minderung der 
Erwerbsfähigkeit insbesondere bei Haut-
krebserkrankungen dargestellt werden: 

Rechtliche Hintergründe zur MdE
Die Minderung der Erwerbsfähigkeit richtet 
sich nach dem Umfang der verminderten 
Arbeitsmöglichkeiten auf dem gesamten 
Gebiet des Erwerbslebens, die sich aus der 
Beeinträchtigung des körperlichen und 
geistigen Leistungsvermögens ergeben  
(§ 56 Abs. 2 Satz 1 SGB VII). Sie muss über 
die 26. Woche nach dem Versicherungsfall 
hinaus in rentenberechtigendem Grade ge-
mindert sein (§ 56 Abs. 1 Satz 1 SGB VII). 
Rechnerisch ist die Erwerbsfähigkeit ohne 
Auswirkungen der Berufskrankheit mit 100 
v. H. anzusetzen. Diese Größe stellt den Be-
ziehungswert dar, auf den das nach Eintre-
ten der Berufskrankheit verbleibende Aus-
maß an der Erwerbsfähigkeit bezogen 
werden muss. Die Differenz beider Werte 
ergibt die sogenannte „MdE“.1

Die Feststellung einer MdE und gegebenen-
falls eines Rentenanspruchs erfolgt unab-
hängig davon, ob eine Erwerbstätigkeit tat-
sächlich ausgeübt wurde oder ob ein 
Einkommensschaden eingetreten ist. Da 
die Erwerbsminderung an den Arbeitsmög-
lichkeiten auf dem gesamten Gebiet des Er-
werbslebens gemessen wird, ist der Grad 
der MdE auch grundsätzlich unabhängig 
vom bisher ausgeübten Beruf, vom bishe-
rigen Qualifikationsniveau, vom Alter und 
Geschlecht und von den Wohnortverhält-
nissen des oder der Versicherten.2

Für die MdE relevant sind diejenigen kör-
perlichen, geistigen oder seelischen Funk-
tionen, die die Versicherte benötigen, um 
am Erwerbsleben teilnehmen zu können. 
Entscheidend für die Bewertung der MdE 

Die Bamberger Empfehlung musste aufgrund der Aufnahme neuer Berufskrankheiten in die BK-Liste 
überarbeitet werden. Jetzt liegt die überarbeitete Fassung samt neuer MdE-Tabelle vor.

Stefanie Palfner
Referat Berufskrankheiten der DGUV
E-Mail: stefanie.palfner@dguv.de

Steffen Krohn
Referat Berufskrankheiten der DGUV
E-Mail: steffen.krohn@dguv.de

Prof. Stephan Brandenburg
Berufsgenossenschaft für Gesundheits-
dienst und Wohlfahrtspflege (BGW)
E-Mail: stephan.brandenburg@ 
bgw-online.de

Dr. Wolfgang Römer
Berufsgenossenschaft Holz und  
Metall (BGHM)
E-Mail: wolfgang.roemer@bghm.de

Autorin und Autoren

Teil 1: Minderung der Erwerbsfähigkeit bei arbeitsbedingten Hautkrebserkrankungen
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12/2016DGUV Forum



Bamberger Empfehlung

23

als Grundlage der Bemessung der Verletz-
tenrente sind somit nicht medizinische Di-
agnosen oder die Feststellung bestimmter 
Krankheitsbilder.3 

Ausschlaggebend für die MdE-Bewertung 
sind vielmehr die Beeinträchtigungen, die 
sich aus dem vorliegenden Krankheitsbild 
im relevanten Zeitraum ergeben. Subjek-
tive Beschwerden sind hierbei einzubezie-
hen, soweit sie zu objektivierbaren Funk-
tionsdefiziten führen. Maßgeblich sind 
die gegenwärtigen körperlichen und geis-
tigen Einbußen; zukünftige, auch abseh-
bare Schäden sind hingegen nicht zu be-
rücksichtigen.4

Daneben ist bei Krebserkrankungen, zu 
denen grundsätzlich auch die arbeitsbe-
dingten Malignome zählen auch auf, Be-
einträchtigungen zu achten, die über eine 
Funktionseinschränkung hinausgehen.5 
Bei derartigen Erkrankungen sind ent-
sprechend den Verhältnissen des Ein- 
zelfalles besondere Aspekte der Gene- 
sungszeit zu berücksichtigen, zum Bei- 
spiel Vorliegen einer Dauertherapie, ein 
Schmerzsyndrom mit Schmerzmittelab-
hängigkeit, Anpassung und Gewöhnung 
an den gegebenenfalls reduzierten Allge-
meinzustand, die notwendige Schonung 
zur Stabilisierung des Gesundheitszustan-
des, psychische Beeinträchtigungen (An-
triebsarmut, Hoffnungslosigkeit), soziale 
Anpassungsprobleme sowie sonstige zu-
nächst bestehende psychosomatische 
Bewältigungsprobleme, die sich auf die 
Erwerbsfähigkeit auswirken.6

Bei Hautkrebserkrankungen sind die vom 
Bundessozialgericht (BSG) genannten be-
sonderen Aspekte der Genesungszeit in der 
Regel allerdings nicht so einschneidend 
wie bei anderen Krebserkrankungsarten, 
sodass sich die MdE-Einschätzung im We-
sentlichen an dem Krankheitsbild und der 
Tumoraktivität orientieren wird. 

Die MdE wird unter Berücksichtigung der 
erhobenen Befunde nach berufsdermato-
logischen Gesichtspunkten geschätzt. In 
langjähriger gutachterlicher Praxis haben 
sich Erfahrungssätze herausgebildet, die 
auch von der Rechtsprechung bestätigt 
worden sind. Für das ärztliche Gutachten 
sind das klinische Bild, der Verlauf und ak-
tenkundig dokumentierte Befunde der be-
handelnden Ärzte und Ärztinnen maßgeb-
lich (insbesondere histologische Befunde). 

Neu auftretende  Hautveränderungen sind 
daraufhin zu prüfen, ob sie tatsächlich als 
Folge der beruflich bedingten Exposition 
aufgetreten sind oder ob konkurrierende 
Ursachen im Vordergrund stehen.7

Das Ziel der Unfallversicherungsträger 
wird es immer sein, durch eine gute (be-
triebliche) Prävention das Entstehen von 
arbeitsbedingten Hautkrebserkrankungen 
zu verhindern.  Liegt eine Berufskrankheit 
und damit ein Versicherungsfall vor, so hat 
der Träger der gesetzlichen Unfallversiche-
rung zunächst mit allen geeigneten Mitteln 
die Rehabilitation der versicherten Person 
auf medizinischem und beruflichem Gebiet 
zu betreiben. Erst wenn trotz dieser Maß-
nahmen noch Folgen des Versicherungs-
falls verbleiben, kommen – entsprechend 
der sozialen Schutzfunktion der gesetzli-
chen Unfallversicherung – als letzte Maß-
nahme Entschädigungsleistungen in Geld 
in Betracht.8

Zuerst erschienen in der Zeitschrift Derma-
tologie in Beruf und Umwelt.� •

Beim Arbeiten unter freiem Himmel ist Sonnenschutz besonders wichtig.

Fußnoten 
 
[1] Bamberger Empfehlung,  
www.dguv.de (Webcode d145958)

[2] Bamberger Empfehlung,  
www.dguv.de (Webcode d145958)

[3] Scholz in: Schlegel/Voelzke,  
jurisPK-SGB VII, 2. Aufl. 2014, § 56 SGB 
VII, Rn. 47

[4] Scholz in: Schlegel/Voelzke, 
jurisPK-SGB VII, 2. Aufl. 2014, § 56 
SGB VII, Rn. 57 und BSG v. 27.01.1976 
– 8 RU 264/74 – SozR 2200 § 581 
Nr. 6; LSG Schleswig-Holstein v. 
07.10.1999 – L 5 U 12/99 - juris - HVBG-
INFO 2000, 1421-1426

[5] BSG Urteil vom 20.06.2004; AZ: 
B2U14/03R

[6] Bamberger Empfehlung,  
www.dguv.de (Webcode d145958)

[7] Bamberger Empfehlung,  
www.dguv.de (Webcode d145958)

[8] Scholz in: Schlegel/Voelzke, 
jurisPK-SGB VII, 2. Aufl. 2014, § 56 SGB 
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Am 19. Mai 2016 wurden die MdE-Tabellen 
im Kolloquium zur Bamberger Empfehlung 
in der Fachöffentlichkeit vorgestellt. In der 
lebhaften Diskussion wurde deutlich, dass 
verschiedene Interpretationen möglich 
sind, die letztlich zu unterschiedlichen 
MdE-Bewertungen gleichgelagerter Fälle 
führen können. Das gilt vor allem für Er-
krankungsfälle des Plattenepithel- bezie-
hungsweise Basalzellkarzinoms, wenn sich 
die Krankheitsaktivität ausschließlich am 
Auftreten oder an der Behandlung von Car-
cinomata in situ orientieren soll. Im Ergeb-
nis des Kolloquiums haben die Mitglieder 
der Arbeitsgruppe „Bamberger Empfeh-
lung“ zugesagt, diese Fallkonstellationen 
klarer zu fassen. 

Wo gibt es Konsens? 
Bei Hautkrebserkrankungen ist die Er-
werbsfähigkeit unstreitig gemindert oder 
sogar völlig aufgehoben, wenn (lebensbe-
drohliche) Metastasierungen auftreten. 
Das dürfte aber bei hellem Hautkrebs – 

und nur dieser ist zurzeit als Berufskrank-
heit anerkennungsfähig – die seltene Aus-
nahme sein, da für ihn zahlreiche 
wirksame Therapien zur Verfügung stehen 
und diese in der Regel auch rechtzeitig 
zum Einsatz kommen.

Daneben kann eine MdE, wie bei Verlet-
zungen nach Arbeitsunfällen auch, durch 
kosmetische Entstellungen oder Funk- 
tionseinschränkungen eintreten. Diese 
werden dabei meist Folge der ärztlichen 
Behandlung sein, zum Beispiel eine ent-
stellende OP-Narbe im Gesicht oder eine 
funktionelle Einschränkung nach Entfer-
nen eines Tumors. Möglicherweise kön-
nen sie sich auch aus dem Erkrankungs-
bild selbst ergeben.

Sehr viel häufiger aber wird eine MdE aus 
dem Umstand resultieren, dass Hautkrebs-
erkrankungen chronisch sind und die in 
regelmäßigen oder unregelmäßigen Inter-
vallen teilweise lebenslang zu behandeln 
sind. Das dürfte zumindest für Erkrankun-
gen im Sinne der BK-Nr. 5103 gelten, die 
multiplen aktinischen Kerastosen und 
Plattenepithelkarzinome der Haut durch 
natürliche UV-Strahlung.

Beim Erarbeiten der MdE-Tabelle bestand 
Einvernehmen, dass sich die MdE-Ein-
schätzung im Wesentlichen am Krank-
heitsbild und an der Tumoraktivität orien-
tieren muss, da nur die sich aus beiden 
Kriterien ergebenden Beeinträchtigungen 
die für die MdE-Bewertung relevanten 
Auswirkungen auf die (verschlossenen) 
Arbeitsmöglichkeiten in geeigneter Weise 
widerspiegeln.1

Krankheitsaktivität
Aus Sicht der Mitglieder der AG „Bamber-
ger Empfehlung“ kann demnach eine hö-
here Krankheitsaktivität zu stärkeren und 
damit MdE-relevanten Beeinträchtigun-
gen führen. Voraussetzung hierfür wäre, 
dass zum Beispiel durch zahlreiche und 

wiederkehrende Neubildungen regelmä-
ßig Therapien im Sinne von mehreren Be-
handlungszyklen notwendig werden und 
diese gegebenenfalls auch mit Nebenwir-
kungen, Schmerzen und Entzündungszu-
ständen verbunden sind.

Hiervon abzugrenzen wäre eine „geringe 
Krankheitsaktivität“ im Sinne eines nur ge-
legentlichen Auftretens von aktinischen 
Keratosen. Deren Behandlung führt in der 
Regel nicht zu wesentlichen und andau-
ernden Beeinträchtigungen, sodass eine 
nennenswerte MdE allein aus diesem 
Grund nicht vorliegen dürfte.

In den jetzigen Tabellen gibt es für die Ein-
schätzung der Krankheitsaktivität zwei un-
terschiedliche  Ansätze, die verknüpft sind 
mit der Frage, ob anamnestisch bereits ein 
Karzinom aufgetreten ist oder nicht. Dahin-
ter steht die Annahme, dass allein das „Er-
leben“ eines kurativ behandelten Karzi-
noms für Versicherte eine große Belastung 
darstellt und das Auftreten weiterer Carci-
nomata in situ anders zu bewerten ist als 
ohne vorheriges Karzinom. Aus rechtlicher 
Sicht wäre wünschenswert, diese Annah-
me wissenschaftlich zu belegen und fest-
zuhalten, warum ein früheres Karzinom zu 
höheren Beeinträchtigungen führt und wie 
sich diese Beeinträchtigungen subjektiv 
und objektiv zeigen.

a) Krankheitsaktivität in Fällen 
ohne anamnestisches Karzinom und 
weiteren Carcinomata in situ
Die MdE bei Karzinomen, die auf das Ge-
webe ihres Ursprungs begrenzt sind (Car-
cinoma in situ), ohne anamnestisches Kar-
zinom ist bei oben genannter Annahme 
niedriger einzuschätzen als bei einem Kar-
zinom in der Anamnese. Das entscheiden-
de Kriterium für die Krankheitsaktivität ist 
in Fällen ohne Karzinom die Zahl der Neu-
bildungen im Zeitraum von zwölf Monaten. 
Man geht davon aus, dass Neubildungen 
im Sinne der BK nach den ärztlichen Leit-

Die Bamberger Empfehlung musste aufgrund der Aufnahme neuer Berufskrankheiten in die BK-Liste  
überarbeitet werden. Jetzt liegt die überarbeitete Fassung samt neuer MdE-Tabelle vor.

Dr. Wolfgang Römer
Berufsgenossenschaft  
Holz und Metall  (BGHM)
E-Mail: wolfgang.roemer@bghm.de

Autorin und Autoren

Die neuen MdE-Tabellen in der Praxis 

Steffen Krohn
Referat Berufskrankheiten der DGUV
E-Mail: steffen.krohn@dguv.de

Prof. Stephan Brandenburg 
Berufsgenossenschaft für Gesundheits-
dienst und Wohlfahrtspflege (BGW)
E-Mail: Stephan.Brandenburg@bgw-
online.de 

Stefanie Palfner
Referat Berufskrankheiten der DGUV
E-Mail: stefanie.palfner@dguv.de

Teil 2: Minderung der Erwerbsfähigkeit bei arbeitsbedingten Hautkrebserkrankungen
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linien immer zu behandeln sind und daher 
immer auch Beeinträchtigungen auftreten 
werden (s. o.).

Je mehr Neubildungen auftreten, je kom-
plexer ist die Therapie und je höher sind 
die sich hieraus ergebenden Beeinträchti-
gungen einschließlich der MdE. Im Um-
kehrschluss wäre die MdE daher kritisch 
zu hinterfragen, wenn eine Behandlung 
der Neubildungen nicht erfolgt ist. Für eine 
gute Akzeptanz der vorgeschlagenen MdE-
Werte scheint es aus rechtlicher Sicht sinn-
voll, die aus der Therapie von Cacinomata 
in situ resultierenden Beeinträchtigungen 
von ärztlicher Seite näher zu beschreiben. 

b) Krankheitsaktivität in Fällen 
mit anamnestischem Karzinom und 
regelmäßiger dermatologischer 
Behandlung
Gibt es dagegen ein Karzinom in der Ana-
mnese und treten weiterhin Cacinomata in 
situ auf, orientiert sich die Krankheitsakti-
vität am Erfordernis einer „regelmäßigen 
dermatologischen Behandlung“, und hier 
an den Behandlungsintervallen > 3 Monate 
und > 6 Monate. Dieses Kriterium kann 
nach dem Ergebnis des Kolloquiums ver-
schieden interpretiert werden:

Zunächst besteht Einvernehmen, dass un-
ter „Behandlung“ medizinische Eingriffe 

im Sinne einer leitliniengerechten Behand-
lung zu verstehen sind, nicht aber Unter-
suchungen im Rahmen der Nachsorge bei 
Hautkrebserkrankungen oder eines Scree-
nings. Ebenfalls nicht unter eine „Behand-

lung“ fallen präventive Maßnahmen wie 
zum Beispiel die Verordnung von Sonnen-
schutzmitteln. Diese Feststellung erscheint 
wichtig, da zum Beispiel Sonnenschutz 
laut ärztlicher Leitlinie Bestandteil der 
Therapie sein soll und damit einer „regel-
mäßigen dermatologischen Behandlung“ 
zugeordnet werden könnte. 

Interpretationsspielräume zeigen sich da-
gegen deutlich bei der Anwendung der 
„Behandlungsintervalle“. Mit der von ärzt-
licher Seite vorgeschlagenen und grund-
sätzlich zu begrüßenden Festlegung eines 
konkreten Intervalls scheint nach den bis-
herigen praktischen Erfahrungen bei der 
Anwendung der Tabelle noch kein objekti-
ves Kriterium gefunden zu sein, das zu ei-
ner Gleichbehandlung der Fälle führt. 

Denn oft ist es nur vom Terminkalender 
des Arztes oder des Versicherten abhängig, 
ob eine Wiedervorstellung und Behand-
lung im Intervall von exakt unter drei Mo-
naten oder unter drei Monaten oder knapp 
darüber erfolgt. 

Möglicherweise wäre es hilfreich, auf zum 
Beispiel eine Zahl von Therapiezyklen ab-
zustellen, die in einem bestimmten Beob-
achtungszeitraum erfolgen. Im ersten Teil 
der MdE-Tabelle (Carcinomata in situ ohne 
Karzinom) wurde zum Beispiel die Zahl der 
Neubildungen innerhalb von zwölf Mona-
ten gewählt. Die Übernahme dieser Defini-
tion verbunden mit dem Zusatz (in beiden 
Tabellen), dass diese auch behandelt wur-
den, ist vielleicht auch eine denkbare Lö-
sung. Ein Beobachtungszeitraum wäre de-
finiert und belegt, dass es sich um eine 
nachhaltige Veränderung der Krankheits-
aktivität handelt, die sich somit auch nach-
haltig auf die Minderung der Erwerbsfähig-
keit auswirkt. 

Krankheitsaktivität bei 
Mehrfachkarzinomen
Ein weiteres Kriterium für die Krankheits-
aktivität ist das Wiederauftreten von Kar-
zinomen.

Wichtig für das Verständnis der MdE-Ta-
bellen bei Vorliegen von Karzinomen ist 

Dachdecker sind häufig der Sonne ausgesetzt und können damit entsprechend gefährdet sein.

▸
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„Um den uv-bedingten Hautkrebs 
klar von Hautkrebserkrankungen 
anderer Genese zu unterschei-
den, schien es sinnvoll, zwei MdE-
Tabellen zu entwickeln.“
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zunächst, dass bei idealtypischem Verlauf 
(Entstehen der Erkrankung, erstmaliger 
Arztbesuch, BK-Anzeige, Begutachtung) 
das dann (erstmals) vorgefundene Krank-
heitsbild keine Aussage zum weiteren 
Krankheitsverlauf beziehungsweise zur 
Krankheitsaktivität zulässt und daher 
nicht automatisch von einer hohen Krank-
heitsaktivität ausgegangen werden kann.2 
Eine hohe Krankheitsaktivität wird damit 
erst angenommen, wenn sie sich durch 
Rezidive zeigt, und wird nicht bis zum Be-
weis des Gegenteils unterstellt. Dabei 
wird davon ausgegangen, dass der epithe-
liale Hautkrebs gut behandelbar ist und 
nach erstmaligem Auftreten in der Regel 
keine nennenswerten und damit MdE-re-
levanten Funktionseinschränkungen ver-
bleiben. Ausgenommen hiervon bleiben 
natürlich besondere Umstände, zum Bei-
spiel ein kosmetisch entstellendes OP-Er-
gebnis oder eine Metastasierung.3 Sind 
dagegen bei Betrachtung des gesamten 
Krankheitsverlaufs weitere Karzinome 
aufgetreten, ist damit auch die Krank-
heitsaktivität gestiegen. 

Die Änderung einer MdE wird nach diesem 
Denkansatz jeweils wirksam zum bezie-
hungsweise ab dem Zeitpunkt des Auftre-
tens eines weiteren Karzinoms, und hier 
auch nur dann, wenn das letzte Karzinom 
nur eine bestimmte Zeit (zwei beziehungs-

weise vier Jahre) zurücklag. Nach den bis-
herigen Rückmeldungen erscheint dieses 
Kriterium für die Praxis gut nachvollzieh-
bar, und die Anwendung bereitet keine 
Probleme. 

Künftig zwei MdE-Tabellen 
zum Hautkrebs
Die Mitglieder der AG Bamberger Empfeh-
lung haben sich dafür ausgesprochen, die 
zur neuen BK-Nr. 5103 entwickelten Grund-
sätze auf die Hautkrebserkrankungen der 
BK-Nummern 5102 (Teer, Pech, Ruß, Roh-
paraffin usw.), 1108 (Arsen) und 2402 (ioni-
sierende Strahlung) zu übertragen. Um den 
(anerkennungsfähigen) UV-bedingten 
Hautkrebs klar von Hautkrebserkrank-
ungen anderer Genese zu unterscheiden, 
schien es sinnvoll, zwei MdE-Tabellen zu 
entwickeln. In der MdE-Tabelle zu den 
BK-Nummern 5102, 1108, 2402 ist die 
Krankheitsaktivität bei „Carcinomata in 
situ“ identisch zur BK-Nr. Nummer 5103. 
Übernommen wurde auch die Krankheits
aktivität für Plattenepithelkarzinome 
(einschließlich der Bowenkarzinome). Zu-
sätzlich enthalten sind dagegen die Basal-
zellkarzinome, die als Folge einer arbeits-
bedingten UV-Strahlung weiterhin nicht 
anerkennungsfähig sind.  

Die Basalzellkarzinome sind nach An-
sicht der ärztlichen Sachverständigen im 

Vergleich zu Plattenepithelkarzinomen 
im Regelfall weniger schwer und führen 
daher zu weniger Funktionseinschrän-
kungen. Für eine mit dem Plattenepithel-
karzinom vergleichbare Krankheitsaktivi-
tät müssen sie daher in jeweils kürzeren 
Abständen beziehungsweise in größerer 
Zahl auftreten.

Ausblick 
Für die wenigen, in der jetzigen Darstellung 
verschieden interpretierbaren Beschreibun-
gen der Krankheitsaktivität sollen Vorschlä-
ge erarbeitet werden, die zu einem besseren 
und vor allem einheitlichen Verständnis 
der MdE-Empfehlungen beitragen. Ziel ist 
es dann, die Bamberger Empfehlung um 
diese Klarstellungen zu ergänzen. 

Zuerst erschienen in der Zeitschrift Derma-
tologie in Beruf und Umwelt.� •
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Auch bei bewölktem Himmel gelangt UV-Strahlung auf die Haut.

Fußnoten

[1] Diepgen, Drexler, Krohn in: DGUV 
Forum 1-2/2016 S. 48 ff. 

[2] Diepgen et al. in: Dermatologie in: 
Beruf und Umwelt, Jahrgang 63, Nr. 
1/2015, S. 3-71. 

[3] Diepgen, Drexler, Krohn in: DGUV 
Forum 1-2/2016 S. 48 ff.

12/2016DGUV Forum



Titelthema

27

Hautkrebs durch UV-Strahlung

Update zur neuen BK-Nr. 5103
Zum 1. Januar 2015 wurde die neue Berufskrankheit Nr. 5103 „Plattenepithelkarzinome oder multiple  
aktinische Keratosen der Haut durch natürliche UV-Strahlung“ in die Berufskrankheitenliste aufgenommen. 

Einführung 
Die gesetzliche Unfallversicherung war 
bei Aufnahme der neuen Berufskrank-
heit (BK) Nr. 5103 zum 1. Januar 2015 so 
gut vorbereitet wie selten zuvor. 

Mit der „DGUV Arbeitshilfe Hautkrebs 
durch UV-Strahlung“ und der „Techni-
schen Information des Instituts für Ar-
beitsschutz der DGUV (IFA) zur Exposi-
tionsermittlung“ standen bereits mit 
Einführung der neuen Berufskrankheit 
umfassende Hilfen für die Praxis zur 
Verfügung.1 Wenig später konnte dieses 
„Starterpaket“ um eine Software zur Ex-
positionsermittlung ergänzt werden und 
von ärztlicher Seite wurden Empfehlun-
gen zur Einschätzung der Minderung 
der Erwerbsfähigkeit publiziert2. Um die 
ärztliche Behandlung der neuen Berufs-
krankheit vergüten zu können, wurden 
in der Gebührenordnung der gesetzli-
chen Unfallversicherung (UV-GOÄ) ent-
sprechende Regelungen ergänzt. 

Natürlich waren zu Beginn des Jahres 
2015 nicht alle Fragestellungen voraus-

zusehen und oft wurde ein Handlungs-
bedarf erst im Verlauf erkennbar. Dieser 
Artikel soll nun im Sinne eines „Up-
dates“ zur BK-Nr. 5103 einen Überblick 
über die aktuelle Situation geben. 

Zahlen
Die Zahl der Anzeigen auf Verdacht ei-
ner BK-Nr. 5103 liegt für die Mitglieder 
der DGUV im Jahr 2015 bei 5.531. Der So-
zialversicherung für Landwirtschaft, 
Forsten und Gartenbau (SVLFG) wurden 
2.196 Fälle gemeldet. Die BK-Nr. 5103 ist 
damit die am dritthäufigsten angezeigte 
Berufskrankheit (vgl. Abbildung 1). Im 
Wesentlichen (zu 86 Prozent) handelt es 
sich um Meldungen von Ärztinnen und 
Ärzten. Insgesamt gingen im Jahr 2015 
bei den gewerblichen Berufsgenossen-
schaften und den Unfallversicherungs-
trägern der öffentlichen Hand 76.991 
BK-Verdachtsanzeigen beziehungsweise 
Meldungen nach § 3 BKV (Hautarztbe-
richte) ein. Die BK-Nr. 5103 hat daran 
einen Anteil von gut 7 Prozent. Auf-
grund der Latenzzeit der von der BK-Nr. 
5103 umfassten Krankheitsbilder liegt 
das durchschnittliche Alter der Versi-
cherten im Jahr der Anzeige bei knapp 
72 Jahren. Gut drei Viertel der versicher-
ten Personen sind bei der Anzeige 65 
Jahre und älter und somit mutmaßlich 
schon aus dem Erwerbsleben ausge-
schieden.

In 2.717 Verdachtsfällen des Jahres 2015 
wurde das Verwaltungsverfahren bereits 
abgeschlossen. In 1.485 Fällen davon 
wurde die Berufskrankheit anerkannt. 
Das entspricht einem Anteil von rund 
55 Prozent. Bei allen Berufskrankheiten 
liegt der Anteil der Fälle, in denen sich 
die berufliche Verursachung bestätigt 
hat, an den entschiedenen Fällen bei 
knapp 49 Prozent. Der vergleichsweise 
hohe Anteil der anerkannten Fälle bei 
der BK-Nr. 5103 spricht für eine hohe 
Qualität der BK-Verdachtsanzeigen.

Bei den anerkannten Berufskrankheiten 
sind am häufigsten die folgenden Berufs-
gruppen betroffen (Anteil an den aner-
kannten Fällen in Klammern): Maurer (17 
Prozent), Dachdecker und Dachspengler 
(5 Prozent) und Straßenbauer (3 Pro-
zent). Damit zeichnet sich eine Überein-
stimmung mit der in der Wissenschaftli-
chen Begründung zitierten Abgrenzung 
der „bestimmten Personengruppen“ ab.

Schwere Erkrankungsfälle mit einer Min-
derung der Erwerbsfähigkeit von wenigs-
tens 20 Prozent beziehungsweise von 10 
Prozent beim Vorliegen eines Stützren-
tentatbestands (von ebenfalls mindes-
tens 10 Prozent) führen zu einer Renten-
zahlung. In nur 173 der 1.485 im Jahr 2015 
anerkannten Fälle waren Rentenleistun-
gen zu erbringen. Grund hierfür ist si-
cher, dass der helle Hautkrebs gut thera-
pierbar ist und die Beeinträchtigungen 
mit Auswirkungen auf die Erwerbsfähig-
keit weniger stark sind. Das erklärt auch, 
warum in rund drei Viertel der neuen BK-
Renten die Minderung der Erwerbsfähig-
keit bei 20 Prozent oder weniger liegt.

Aus der Praxis
Einen besonderen Stellenwert nimmt die 
BK-Nr. 5103 bei der BG BAU ein. Von den 
circa 2,8 Millionen Versicherten der BG 
BAU arbeiten etwa 60 bis 70 Prozent – zu-
mindest teilweise – im Freien und sind so-
mit einer potenziellen Gefährdung ausge-
setzt. Diese Gefährdung spiegelt sich auch 
in der Zahl der BK-Verdachtsanzeigen wi-
der. Mit fast 2.800 Meldungen war die BK-
Nr. 5103 im Jahr 2015 die am häufigsten 
angezeigte Erkrankung bei der BG BAU. 
Jede fünfte Meldung entfiel auf diese Be-
rufskrankheit. Vorläufige Zahlen für das 
Jahr 2016 zeigen, dass mit einer weiterhin 
konstant hohen Zahl von Meldungen zu 
rechnen ist. So wurde im ersten Halbjahr 
2016 nur ein leichter Rückgang um fünf 
Prozentpunkte zum Vorjahreszeitraum 
festgestellt.

Daniel Engel
Abteilung Steuerung Rehabilitation und 
Leistungen der BG BAU
E-Mail: daniel.engel@bgbau.de

Steffen Krohn
Referat Berufskrankheiten der DGUV
E-Mail: steffen.krohn@dguv.de

Stephanie Schneider
Referat Statistik der DGUV 
E-Mail: stephanie.schneider@dguv.de 

Gerald Wanka
Referat Gesundheitsschutz der DGUV
E-Mail: gerald.wanka@dguv.de 
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Bei den Entscheidungen dominieren die 
Anerkennungen. In circa 73 Prozent der 
entschiedenen Fälle wurde eine BK-Nr. 
5103 anerkannt (Zeitraum: 1. Halbjahr 
2016). Von diesen anerkannten Fällen 
sind in etwa fünf Prozent mit einer Ren-
tenzahlung verbunden. Eine Minderung 
der Erwerbsfähigkeit von 20 von 100 ist 
hierbei der Regelfall. Die Bearbeitung 
der Erkrankungsfälle erfolgt nach einem 
im Jahr 2015 entwickelten Stufenverfah-
ren. Grundlage davon sind die eingangs 
genannten wissenschaftlichen Erkennt-
nisse und Handlungshilfen zum Tatbe-
stand der BK-Nr. 5103. Als Vorbild für 
das Vorgehen gilt das bereits seit lan-
gem erfolgreich etablierte Stufenverfah-
ren der BK-Nr. 2301.

Die Unterscheidung zwischen den Bear-
beitungsstufen und den damit verbun-
denen Arbeitsschritten erfolgt erkran-
kungsbezogen. 

Stufe 1
In Stufe 1 werden die Anspruchsvoraus-
setzungen von aktinischen Keratosen/ 
Morbus Bowen durch die Sachbearbei-
tung ermittelt und bewertet. Die Diagno-
sesicherung erfolgt unter Einbeziehen 

des behandelnden Hautarztes oder der 
behandelnden Hautärztin. Hierzu wird 
auf den DGUV-Hautkrebsbericht zurück-
gegriffen. 

Für die Feststellung einer ausreichenden 
beruflichen UV-Belastung steht der Sach-
bearbeitung ein tätigkeitsbezogenes Ex-
positionskataster zur Verfügung. In Ab-
hängigkeit vom Erkrankungsalter wird 
eine Mindestexpositionsdauer in einer der 
umfassten Tätigkeiten ausgewiesen. So-
fern diese überschritten wird, gilt eine 
ausreichende berufliche UV-Belastung als 
nachgewiesen. Wird die geforderte Min-
destexpositionsdauer nicht erreicht oder 
ist das Kataster im konkreten Fall nicht 
anwendbar (zum Beispiel, weil die ausge-
übte Tätigkeit nicht abgedeckt ist), erfolgt 
eine individuelle Stellungnahme durch 
den Präventionsdienst. Eine BK-Ableh-
nung mangels ausreichender Einwirkung 
ist somit nicht ohne Vorliegen einer tech-
nischen Arbeitsplatzanalyse möglich.

Bei Vorliegen der medizinischen Voraus-
setzungen sowie einer ausreichenden 
UV-Belastung kann die Sachbearbeitung 
im Regelfall eine schnelle Entscheidung 
ohne ärztliche Begutachtung treffen. 

Seltene Ausnahmen umfassen die Ab-
grenzung konkurrierender Ursachenfak-
toren oder das Vorliegen eines Stützren-
tentatbestandes. 

Dieses Verfahren orientiert sich daran, 
dass nach dem aktuellen wissenschaft
lichen Erkenntnisstand aktinische Kera-
tosen/Morbus Bowen grundsätzlich keine 
rentenberechtigende Minderung der Er-
werbsfähigkeit bedingen. Ziel ist die früh-
zeitige Entscheidung, ob eine Berufs-
krankheit vorliegt und gegebenenfalls ein 
Behandlungsauftrag an den behandeln-
den Dermatologen beziehungsweise die 
behandelnde Dermatologin erteilt wird.

Stufe 2
Plattenepithelkarzinome und sogenannte 
Mischerkrankungen (Plattenepithelkarzi-
nome und aktinische Keratosen) werden 
in Stufe 2 bearbeitet. Hier ist eine medizi-
nische Begutachtung obligatorisch. Das 
Feststellen einer ausreichenden UV-Expo-
sition obliegt in diesen Fällen stets dem 
Präventionsdienst. 

Seit Einführung des Stufenverfahrens zur 
BK-Nr. 5103 bei der BG BAU Mitte 2015 
sind die durchschnittlichen Verfahrens-

Abbildung 1: Die häufigsten angezeigten Berufskrankheiten
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laufzeiten, gemessen zwischen Meldung 
der Erkrankung und Entscheidung über 
das Vorliegen einer Berufskrankheit, kon-
tinuierlich rückgängig. Zum Teil können 
Fälle innerhalb eines  Monats nach Ein-
gang der BK-Meldung entschieden und 
kann somit zügig ein Behandlungsauftrag 
erteilt werden. Bedingung hierfür sind 
vollständige und belastbare Angaben der 
Versicherten zu ihren beruflichen Tätig-
keiten sowie der behandelnden Ärzte zu 
den medizinischen Voraussetzungen des 
BK-Tatbestands. Für die Erhebung der me-
dizinischen Voraussetzungen steht mit 
dem DGUV-Hautkrebsbericht ein geeigne-
tes Werkzeug zur Verfügung. Versicherten, 
die weiterhin einer beruflichen UV-Belas-
tung ausgesetzt sind, wird zudem eine in-
dividuelle Beratung und Betreuung durch 
den Arbeitsmedizinisch-Sicherheitstech-
nischen Dienst der BG BAU angeboten. 
Hier werden unter anderem Hinweise  
zur Einbindung geeigneter persönlicher 
Sonnenschutzmaßnahmen in den beruf-
lichen Alltag vermittelt.

Herausforderung für die Prävention
Schon vor der Aufnahme der BK-Nr. 5103 
war vielen Beschäftigten klar, dass nicht 
nur die Hitze der Sonne gefährlich sein 

kann, sondern auch deren UV-Strahlen. 
Trotzdem ist gebräunte Haut auch heute 
noch für viele Menschen ein Schönheits-
ideal und den meisten Beschäftigten 
sind mögliche Spätfolgen nicht bekannt. 
Die Unfallversicherungsträger überle-
gen sich deshalb Strategien, wie man 
sowohl die Beschäftigten als auch die 
Unternehmer und Unternehmerinnen 
zum Thema Sonnenstrahlung sensibili-
sieren kann.

Es gibt bereits jetzt seitens der Unfallver-
sicherungsträger sehr viele spezifische In-
formationen (Flyer, Publikationen, Quali-
fizierungsveranstaltungen) zum Thema 
„Solare Exposition“, die auf den Seiten 
der DGUV im Internet (Webcode: d1073124) 
verlinkt sind. Ebenso wird im Internet in 
Kürze eine Rubrik „FAQ“ viele Fragen 
rund um die Gefährdung durch die Sonne 
und den Sonnenschutz beantworten. Das 
zentrale Instrument um Sicherheit und 
Gesundheit  zu verbessern, ist die Gefähr-
dungsbeurteilung. Von der Unterneh-
mensleitung   ist festzustellen, ob die  
Beschäftigten im Freien tätig sind, und 
wenn ja, in welchem Umfang (Dauer,  
Tageszeit) sie gegenüber der Sonne ex- 
poniert sind. Wie stark sonnenbelastet  

welche Berufe tatsächlich sind, wird zur-
zeit vom Institut für Arbeitsschutz der 
Deutschen Gesetzlichen Unfallversiche-
rung (IFA) untersucht. Im Rahmen eines 
Forschungsprojektes wurden erste Belas-
tungsdaten für die verschiedensten Tätig-
keiten in Außenbereichen gesammelt 

„TOP-Prinzip“ bei Gefährdungen 
durch Sonnenstrahlung 

Vor gesundheitsschädigender solarer 
Strahlung können verschiedene Maß-
nahmen wirksamen Schutz bieten. Bei 
der Festlegung von Maßnahmen gilt 
es, die Hierarchie der Maßnahmen zu 
beachten. Gefahren sind an der Quelle 
zu bekämpfen. Damit findet das be-
währte TOP-Prinzip Anwendung, nach 
dem technische und organisatorische 
Maßnahmen (Verhältnisprävention) 
prioritär gegenüber verhaltensbezo-
genen Maßnahmen (Verhaltenspräven-
tion) sind. Zu letzteren zählen auch die 
persönlichen Schutzmaßnahmen. 

Der Name „TOP-Prinzip“ ist aus den An-
fangsbuchstaben der Maßnahmen und 
deren Priorität abgeleitet: Technische, 
Organsiatorische und Persönliche 
Schutzmaßnahmen.
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Normale Arbeitskleidung ist für die bedeckten Körperstellen ein ausreichender Sonnenschutz.
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(Webcode: dp1031586). Mit diesem Wissen 
und der Kenntnis der Arbeitsbedingungen 
können geeignete Schutzmaßnahmen 
empfohlen werden, die sich nach dem 
TOP-Prinzip richten. Vorrang haben dabei 
technische Maßnahmen. Können diese 
nicht umgesetzt werden, so sind  zunächst 
organisatorische Maßnahmen und als 
letztes Mittel ergänzend persönliche 
Schutzmaßnahmen zu wählen.

Technische Maßnahmen können sein:

• �Arbeitsbereiche mit ausreichend großen 
Sonnenschirmen, Sonnensegeln,  
Sonnenplanen und Überdachungen 
ausstatten (zum Beispiel bei Kassenar-
beitsplätzen auf Parkplätzen).

• �Baumaschinen und Fahrzeuge mit  
Klimaanlagen zur Verfügung stellen.

• �Arbeitsbereiche sollten gut gelüftet  
werden (Hitzestau vermeiden).

Organisatorische Maßnahmen können sein:

• �Es gilt, Beschäftigte über mögliche 
Gefahren durch die Sonneneinstrah-

lung und über Schutzmaßnahmen  
zu informieren.

• �Tätigkeiten sollten möglichst  
im Schatten oder in geschlossenen 
Räumen ausgeführt werden.

• �Der Aufenthalt in der Sonne (insbe-
sondere in der Mittagszeit zwischen 
11 und 15 Uhr) sollte nach den Mög-
lichkeiten der Arbeitsorganisation 
zeitlich beschränkt werden, da  
dann die Sonnenstrahlen besonders 
intensiv ist

Was persönliche Schutzmaßnahmen be-
trifft, hat das Forschungsprojekt (F2036) 
der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin (BAuA) gezeigt, dass bei 
Verwendung typischer Oberbekleidung 
in Deutschland und Mitteleuropa ein 
ausreichender UV-Schutz gegeben sind. 

Wichtig im Zusammenhang mit per
sönlichen Schutzmaßnahmen ist, dass 
die Anwendung von UV-Schutzcremes 
immer erst dann vorzunehmenist, wenn 
alle anderen Maßnahmen nicht mög-
lich sind. 

Dr. Walter Eichendorf, stellvertretender 
Hauptgeschäftsführer der DGUV, hat in 
diesem Zusammenhang vom Plan Z ge-
sprochen (DGUV Kompakt Juli/August 
2016: Webcode d1134901).

Neben den am Arbeitsplatz zu treffenden 
Maßnahmen ist es wichtig, die Beschäftig-
ten aufzuklären, sie zu unterweisen und 
zu sensibilisieren. Je nach Exposition ge-
genüber der Sonne werden Unternehmen 
zukünftig den Beschäftigten eine arbeits-
medizinische Vorsorge anbieten oder so-
gar verpflichtend vorschreiben. Eine ent-
sprechende Änderung der Verordnung zur 
arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMed-
VV) ist in Vorbereitung.

Zusammenfassend kann festgestellt wer-
den, dass neben der Sicherstellung der 
zu treffenden Maßnahmen am Arbeits-
platz das Hauptaugenmerk in der Zu-
kunft auf die Aufklärung und Sensibili-
sierung gerichtet werden muss. Denn –  
um die möglichen Gefährdungen zu ver-
stehen – benötigt man keine wissen-
schaftlichen Kenntnisse.

Auch für die Sonne gilt: Die Dosis macht das Gift.
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Ausblick
Aus Sicht der Unfallversicherung kann 
man bei der BK-Nr. 5103 sicher von einem 
gelungenen Start sprechen. Dennoch sind 
allein die hohen Erkrankungszahlen wei-
terhin eine Herausforderung und erfordern 
effektive und effiziente Verfahren. Dabei 
führt die starke Ungleichverteilung  der 
BK-Anzeigen über die verschiedenen 
Branchen zu einer unterschiedlichen  
Routine im Umgang mit der Berufskrank-
heit. Wünschenswert ist daher, die Ermitt-
lungs- und Entscheidungspraxis aller  
Unfallversicherungsträger zum Beispiel 
durch regelmäßigen Erfahrungsaustausch 
gleichmäßig weiterzuentwickeln. Unter 
anderem zu diesem Zweck werden im In-
tranet (UV-NET) der DGUV zu zentralen 
Fragen konsentierte FAQs bereitgestellt 
und regelmäßig fortgeschrieben (UV-NET/
Webcode: u875377). Seit dem Jahr 2014 
wurden zudem über 400 Beschäftigte aus 
den Leistungsabteilungen und Präven- 
tionsdiensten der Unfallversicherungs-
träger geschult. 

Für Mediziner und Medizinerinnen ist das 
Krankheitsbild natürlich nicht neu, son-
dern nur der unfallversicherungsrechtli-
che Umgang damit. Sie werden dazu re-
gelmäßig auf Kongressen und Tagungen 
informiert, zum Beispiel auch mit dem 
Hinweis, dass die Meldung der BK-Nr. 
5103 nur mit dem Formular F6000 (ärztli-
che BK-Anzeige) möglich ist und nicht mit 
dem Hautarztbericht F6050 erfolgen darf, 
da Hautkrebserkrankungen nicht Gegen-
stand des Hautarztverfahrens sind3. 

Damit von Beginn an schneller ermittelt 
wird, ob eine Berufskrankheit vorliegt 
steht zwischenzeitlich ein „Hautkrebsbe-
richt“ (F6120-5103/Webcode: d649737) zur 
Verfügung. Wichtig: Der Hautkrebsbericht 
darf vom Arzt oder der Ärztin aus rechtli-
chen Gründen nicht schon zusammen mit 

der BK-Anzeige erstattet werden, sondern 
erst auf Anforderung des Unfallversiche-
rungsträgers. Nach dem Ende der zurzeit 
laufenden Erprobungsphase und gegebe-
nenfalls weiteren Anpassungen wird der 
Bericht voraussichtlich im Formtextbe-
stand der DGUV zur Verfügung stehen. 

Die Nachsorge der BK-Nr. 5103 umfasst 
zunächst die Nachsorge im Sinne der  
einschlägigen ärztlichen Leitlinien, die 
durch den behandelnden Arzt oder die 
Ärztin sicherzustellen ist. Darüber hinaus 
wird den Unfallversicherungsträgern 
empfohlen, zusätzlich einmal jährlich  
eine Nachsorgeuntersuchung im Sinne  
einer Kontrolle zu veranlassen, über die 
mit dem „Nachsorgebericht BK-Nr. 5103“ 
(F6122-5103/Webcode: d649737) zu be-
richten ist. Der Nachsorgetermin umfasst 
dann immer eine „Ganzkörperuntersu-
chung“ und die Versicherten werden 
nochmals zum Sonnenschutz befragt und 
beraten. Bei anerkannter Berufskrankheit 
wird diese Form der Kontrolle gegebenen-
falls lebenslang  angeraten. Darüber hin-
aus sind die existierenden Handlungs- 
und Begutachtungsempfehlungen an den 
wachsenden Erkenntnisstand anzupas-
sen. Die „Technische Information zur Ex-
positionsermittlung“ wird unter der Fe-
derführung des IFAs fortgeschrieben 
(Webcode: d13473). Eine weitere wichtige 
Aufgabe für das IFA wird es sein, die im 
DGUV Forschungsprojekt „Genesis UV“4 
gewonnenen Erkenntnisse zu tätigkeits-
bezogenen UV-Expositionsdaten zusam-
menzufassen und zu bewerten. 

Die Empfehlung für die Begutachtung  
arbeitsbedingter Haut- und Hautkrebs- 
erkrankungen – die Bamberger Empfeh
lung – wurde inklusive der neuen MdE-
Tabellen für Hautkrebserkrankungen  
zwischenzeitlich verabschiedet. Für die 
wenigen in der jetzigen Darstellung ver-

schieden interpretierbaren Beschreibun-
gen der Krankheitsaktivität sollen Vor-
schläge erarbeitet werden, die zu einem 
besseren und vor allem einheitlichen Ver-
ständnis der MdE-Empfehlungen bei
tragen. Ziel ist es dann, die Bamberger 
Empfehlung um diese Klarstellungen  
zu ergänzen. 

Für andere Fragen besteht mittelfristiger 
Forschungsbedarf: Wie wirksam sind ein-
zelne Sonnenschutzmaßnahmen? Können 
auch UV-bedingte Basalzellkarzinome 
und Melanome eine Berufskrankheit sein, 
wenn ja, unter welchen Voraussetzungen? 
Wie können wir ein Risikobewusstsein in 
der Bevölkerung entwickeln und bewir-
ken, dass sich die Menschen vor der Son-
ne schützen? Letzteres ist nicht weniger 
als ein Bewusstseinswandel in der Ge-
samtbevölkerung. Hätten wir als Schön-
heitsideal weiße Haut – wie in wenigen 
Ländern der Fall –, gäbe es das Thema 
„heller Hautkrebs“ wahrscheinlich nicht. 
Hiervon sind wir weit entfernt und beim 
Motivieren gilt es, alle Menschen mitzu-
nehmen: sowohl bereits Erkrankte als 
auch Gesunde! Anfangen sollten wir dabei 
nicht erst bei hochexponierten Bauarbei-
tern, Gärtnern und Gärtnerinnen oder und 
Seeleuten, sondern schon bei den kleins-
ten Versicherten in Kitas und Schulen.� •

„Aus Sicht der Unfallversicherung kann man bei der  
BK-Nr. 5103 sicher von einem gelungenen Start sprechen.  

Dennoch sind allein die hohen Erkrankungszahlen  
weiterhin eine Herausforderung und erfordern effektive 

und effiziente Verfahren.“
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Hintergrund und Struktur des BK-
Monitorings
Das Monitoring wird als ein kontinuierli-
ches und einfach handhabbares Instru-
ment eingesetzt, um die aktuelle Entwick- 
lung im Berufskrankheiten-Geschehen un-
ter mehreren Aspekten darzustellen und 
erwartete Entwicklungen zu überprüfen. 

Die Entwicklung der Fallzahlen und der 
Kosten für Berufskrankheiten wird regelmä-
ßig betrachtet. Ein besonderes Augenmerk 
liegt dabei auf den zehn am häufigsten be-
stätigten Berufskrankheiten, anerkannten 
Krebserkrankungen, Fällen nach § 9 Absatz 
2 SGB VII und den mit der letzten Ände-
rungsverordnung zur Berufskrankheiten-
Verordnung neu in die Liste aufgenomme-
nen Berufskrankheiten. 

Darüber hinaus werden regelmäßig interes-
sante Entwicklungen und Ergebnisse im 
Berufskrankheiten-Geschehen in sogenann-
ten Sonderthemen aufgegriffen. Für das Be-
richtsjahr 2014 waren dies:

• �Berufskrankheiten mit  
Unterlassungszwang,

• �Kostenstrukturvergleich:  
Berufskrankheiten und Unfälle,

• �Evaluation BK-Nr. 2301  
Lärmschwerhörigkeit,

Kosten von Berufskrankheiten
Insgesamt haben die Unfallversicherungs-
träger im Jahr 2014 gut 1,5 Milliarden Euro 
für Berufskrankheiten aufgewendet. Davon 
wurden 278 Millionen Euro für medizi- 
nische Rehabilitation, 58 Millionen Euro 
für Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsle-
ben, 624 Millionen Euro für Renten bezie-
hungsweise Abfindungen an Erkrankte 
und 559 Millionen Euro für Leistungen an 
Hinterbliebene ausgegeben.

Gut 1,1 Milliarden Euro und somit etwas 
mehr als drei Viertel des Gesamtvolumens 
der Leistungen für Berufskrankheiten wur-
den von den Unfallversicherungsträgern für 
die zehn am häufigsten bestätigten Berufs-
krankheiten aufgewendet. Die Verteilung 
auf die einzelnen Berufskrankheiten ergibt 
sich aus Abbildung 1. Die hohen Fallzahlen 
bei der BK-Nr. 5101 (Schwere oder wiederholt 
rückfällige Hauterkrankungen) mit gleich-
zeitig vergleichsweise geringen Kosten pro 
Fall erklären, warum die zehn am häufigsten 
bestätigten Berufskrankheiten zwar einen 
Anteil von etwa 92 Prozent an allen bestätig-
ten Fällen haben, jedoch nur etwas mehr als 
75 Prozent der Gesamtkosten ausmachen.

Berufskrankheiten mit Unterlas-
sungszwang
Die Berufskrankheiten mit Unterlassungs-

zwang sind aktuell Gegenstand politi-
scher Diskussion. Kritisiert wird, dass ei-
nerseits die Fortsetzung der grundsätzlich 
gefährdenden Tätigkeit zu optimistisch be-
urteilt werde und andererseits Versicherte 
selbst im Falle einer Unterlassungsnotwen-
digkeit aus Angst vor Verlust des Arbeits-
platzes auf Kosten ihrer Gesundheit weiter-
arbeiten würden.

Welche Relevanz die Fallkonstellationen 
haben, bei denen 

• �Versicherte weiterarbeiten, obwohl aus 
medizinischen Gründen die Tätigkeit 
unterlassen werde sollte, oder

• �die Unfallversicherungsträger davon 
ausgehen, dass die Tätigkeit bei  
geeigneten Präventionsmaßnahmen 
fortgeführt werden kann, 

wurde anhand der Daten der Berufs-
krankheiten-Dokumentation betrachtet. 
Zugleich wurde geschaut, wie diese Zah-
len sich im weiteren zeitlichen Verlauf 
entwickeln.

Für die Auswertung wurden die am häu-
figsten bestätigten Berufskrankheiten mit 
Unterlassungszwang ausgewählt, die 
BK-Nr. 4301 (allergische Atemwegser
krankung) und die BK‑Nr. 5101 (Hauter- 
krankungen), speziell die ersten versiche
rungsrechtlichen Entscheidungen der Ge-
schäftsjahre 2005 bis 2009. Für die Ent-
scheidungen dieser fünf Jahre wurde 
außerdem untersucht, ob in den folgenden 
Jahren, das heißt bis einschließlich im Ge-
schäftsjahr 2014, Erkrankungen nachträg-
lich noch als Berufskrankheit anerkannt 
wurden. Die Zahlen der BK-DOK bestäti-
gen, dass einige Versicherte ihre gefähr-
dende Tätigkeit weiterführen, obwohl dies 
aus medizinischen Gründen nicht ratsam 
ist. Welche Gründe Versicherte dafür ha-

Entwicklungen zeigen und Hypothesen 
überprüfen
Das Berufskrankheiten-Geschehen wird unter anderem durch Begutachtungsempfehlungen,  
Rechtsprechung, Publikationen und Kampagnen beeinflusst. Die Entwicklung aufzuzeigen und Hypothesen 
zu überprüfen, ist Ziel des Berufskrankheiten-Monitorings.

Berufskrankheiten-Monitoring
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ben, ist den Daten nicht zu entnehmen. 
Die Zahl dieser Fälle ist allerdings bei 
den betrachteten Berufskrankheiten 
klein (334 von 2.703 Fällen bei BK-Nr. 
4301 und 496 von 46.747 Fällen bei BK-Nr. 
5101) und nimmt im Laufe der Jahre wei-
ter ab (um weitere 105 Fälle bei BK-Nr. 
4301 und um weitere 66 Fälle bei BK-Nr. 
5101). Sowohl im Verhältnis zu den aner-
kannten Berufskrankheiten, die immer 
eine Aufgabe der schädigenden Tätigkeit 
voraussetzen, als auch – und ganz be-
sonders – in Relation zu den Fällen, bei 
denen durch präventive oder medizini-
sche Anstrengungen die Weiterarbeit am 
Arbeitsplatz gesichert werden kann, sind 

die Fälle selten. Die zum Zeitpunkt der 
versicherungsrechtlichen Entscheidung 
getroffene Prognose der Unfallversiche-
rungsträger, dass Versicherte ihre Tätig-
keit bei geeigneten Präventionsmaßnah-
men fortführen können, scheint nach 
den Daten der BK-DOK weitüberwiegend 
realistisch zu sein. Die geringe Zahl 
nachträglicher Anerkennungen in diesen 
Fällen (87 von 970 Fällen bei BK-Nr. 4301 
und 1.186 von 44.825 Fällen bei BK-Nr. 
5101) belegt dies augenscheinlich. 

Bei Hauterkrankungen erweist sich die 
Prävention als sehr erfolgreich. Die höhe-
re Quote von Versicherten, die aufgrund 

von Atemwegserkrankungen gezwungen 
werden, ihre bisherige Tätigkeit zu unter-
lassen, hat vor allem zwei Gründe: Wäh-
rend Prävention bei Hauterkrankungen in 
der Mehrzahl der Fälle zu vollständiger 
Beschwerdefreiheit führt, ist bei Atem-
wegserkrankungen oft nur der Status quo 
zu erhalten. Zudem sind Schutzmaßnah-
men bei Hauterkrankungen effektiver in 
der Wirkung und einfacher umzusetzen. 
Die Daten zu den versicherungsrechtli-
chen Entscheidungen bei BK-Nr. 4301 und 
BK-Nr. 5101 sprechen dafür, dass Versi-
cherte zumeist ohne Gefahr für ihre Ge-
sundheit weiterarbeiten, wenn sie Schutz-
maßnahmen ergreifen.� •

Abbildung 1: Verteilung der Kosten (in Mio. Euro) auf die zehn am häufigsten bestätigten Berufskrankheiten für das Berichtsjahr 2014

Abbildung 2: Bestätigte Fälle mit einer ersten versicherungsrechtlichen Entscheidung in den Jahren 2005 bis 2009
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4101 Silikose, 164,9

4103 Asbestose, 77,7

3101 Infektions-
krankheiten, 43,5

4104 Lungen-/ Kehlkopf-
krebs, Asbest; 227,0

2301 Lärmschwerhö-
rigkeit, 130,0

1318 Benzol, Blut und  
lymphatisches System, 35,7

5101 Hauterkran-
kungen, 102,7

4105 Mesotheliom, 
Asbest, 256,4

BK-Nr. 4301

 darunter: 334 Fälle, in de-
nen die gefährdende Tätigkeit 
nicht unterlassen wurde

 darunter: 496 Fälle, in de-
nen die gefährdende Tätigkeit 
nicht unterlassen wurde

 darunter: 105  
Fälle, die später  
anerkannt wurden

 darunter: 66  
Fälle, die später  
anerkannt wurden

BK-Nr. 5101

4301 Atemwegserkran-
kung, allergisch, 59,9

übrige, 370,4

2108 LendenWS, Heben 
u. Tragen, 50,6

2.703 Fälle
334 
Fälle

496 
Fälle46.747 Fälle
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Hintergrund
In der Bundesrepublik Deutschland sind 
über 2,5 Millionen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer verschiedenster Berufs-

gruppen – beispielsweise Beschäftigte aus 
dem Baugewerbe, aus Fischerei und See-
fahrt, dem Bereich Landwirtschaft oder 
dem Garten- und Landschaftsbau – über-
wiegend beruflich im Freien tätig.1

Bei ihrer versicherten Tätigkeit sind diese 
Beschäftigten in erhöhtem Maße solarer 
ultravioletter (UV) Strahlung ausgesetzt. 
Die übermäßige UV-Exposition kann dazu 
führen, dass sich UV-induzierte Schädi-
gungen der Haut manifestieren. Seit dem 
1. Januar 2015 können Plattenepithelkar-
zinome und multiple aktinische Kerato-
sen der Haut durch natürliche UV-Strahlung 
unter der BK-Nr. 5103 als Berufskrankheit 
anerkannt werden.2, 3 Vor diesem Hinter-
grund rückt die wirksame Prävention von 
Hautkrebs bei Beschäftigten in Außenbe-
rufen durch die dauerhafte Reduzierung 
der UV-Exposition verstärkt in den Fo-
kus.2

Sowohl aus dem Arbeitsschutzgesetz4 als 
auch aus der S3-Leitlinie „Prävention von 
Hautkrebs“5 geht hervor, dass technische 
und organisatorische Schutzmaßnahmen 
Vorrang vor personenbezogenen Schutz-
maßnahmen haben sollten. Technischer 
oder organisatorischer UV-Schutz durch 
die Veränderung bestehender Verhältnis-
se – zum Beispiel durch das gezielte Ab-
schatten bestimmter Arbeitsbereiche oder 
durch die Umorganisation des Arbeitsta-
ges, um die UV-Exposition während der 
strahlungsintensiven Mittagsstunden zu 
begrenzen – ist jedoch häufig nur ein
geschränkt realisierbar.6 Vor diesem Hin-
tergrund kommt der korrekten und regel-
mäßigen Anwendung individueller, 
verhaltensorientierter Lichtschutzmaß-
nahmen in Form von textilem Lichtschutz 
sowie der Applikation von Sonnenschutz-
mitteln eine besondere Bedeutung zu.2, 6 

Untersuchungen zeigen jedoch, dass die 
Umsetzung persönlicher Lichtschutzmaß-
nahmen bei Beschäftigten in Außenberu-
fen oft fehlerhaft ist.2 

Reinau et al.7 konnten aufzeigen, dass Be-
schäftigte in Außenberufen nur selten auf 
textile Lichtschutzmaßnahmen, zum Bei-
spiel in Form von langärmeliger Kleidung 
oder einer Kopfbedeckung, zurückgreifen. 
Des Weiteren werden Lichtschutzproduk-
te in der Regel nicht adäquat angewendet, 
zum Beispiel im Hinblick auf die empfoh-
lene Menge von 2 mg/cm², weshalb davon 
auszugehen ist, dass ein ausreichender 
Schutz vor solarer UV-Exposition in vielen 
Fällen nicht erreicht wird.2 An dieser Stel-
le können Präventionsmaßnahmen (zum 
Beispiel zur Krankheitsvermeidung und 
zur Risikosenkung) ansetzen.8 Patienten-
schulungen erscheinen in diesem Kontext 
erfolgversprechend, da das personenbezo
gene, eigene Verhalten einen Einfluss auf 
das Erkrankungsgeschehen haben kann.9 
Diese Annahme wird durch aktuelle Stu-
dien unterstützt. Diese belegen, dass ziel-
gruppenorientierte Schulungs- und Bera-
tungskonzepte zu einer Verbesserung des 
individuellen Lichtschutzverhaltens füh-
ren können.5, 10, 11 

In der Bundesrepublik Deutschland exis-
tieren bisher noch keine flächendeckend 
implementierten Konzepte und Verfahren 
zur Primär-, Sekundär- und Tertiärpräven-
tion von UV-bedingten Plattenepithelkar-
zinomen und Frühformen im Sinne der 
BK-Nr. 5103, wie sie bereits im Rahmen 
der Versorgung von berufsbedingten Hau-
terkrankungen im Sinne der BK-Nr. 5101 
etabliert und wissenschaftlich belegt 
sind.12 Die zur Verfügung stehenden Prä-
ventionsangebote bei berufsbedingten 
Hauterkrankungen der BK-Nr. 5101 zeich-

Individuelle Lichtschutz-Beratung  
für Beschäftige in Außenberufen
Die Individuelle Lichtschutz-Beratung (ILB) ist eine interdisziplinäre, ambulante Präventionsmaßnahme für 
Beschäftigte aus verschiedenen Berufsgruppen, die einen Großteil ihrer Arbeitszeit im Freien verbringen 
und bei denen bereits Lichtschäden der Haut festgestellt wurden.
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nen sich unter anderem durch den Ansatz 
einer „integrativen medizinisch-pädago-
gischen Gesundheitsförderung“13 aus. Im 
Rahmen des Verfahrens Haut der Unfall-
versicherung können in Abhängigkeit 
von Schwere und Verlauf der Hauterkran-
kung sowohl ambulante (beispielsweise 
„Zeitnahe Individualprävention – ZIP“) 
als auch stationäre Maßnahmen (bei-
spielsweise „Tertiäre Individualpräventi-
on – TIP“) zur Individualprävention er-
griffen werden.13, 14

Vor diesem Hintergrund ist die Konzepti-
on innovativer Beratungskonzepte für 
die BK-Nr. 5103 dringend erforderlich.15 
Bisherige Erfahrungen mit erfolgreich 
umgesetzten Präventionsangeboten zur 
Verhinderung von Berufsdermatosen bil-
den die Grundlage für die Entwicklung 
derartiger Konzepte. Eine auf den Einzel-
fall abgestimmte, interdisziplinäre Maß-
nahme – die „Individuelle Lichtschutz-
Beratung“ (kurz: ILB) – setzt an diesem 
Punkt an. Das Präventionsangebot ver-
eint die Expertise verschiedener Diszi-
plinen: der Medizin (zum Beispiel berufs-
dermatologische Untersuchung und 
Beratung), der Gesundheitspsychologie 
(zum Beispiel Beeinflussung gesund-
heitsrelevanter Einstellungen und Ver-
haltensweisen) und der Pädagogik (zum 
Beispiel didaktische Reduktion und Ge-
staltung von Lehr-Lern-Prozessen).

Zielgruppe
Die ILB richtet sich an Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer in Außenberu-
fen, die durch ihre Tätigkeit im Freien 
solarer UV-Strahlung in besonders ho-
hem Maße ausgesetzt sind. Darunter fal-
len zum Beispiel Berufsgruppen des 
Baugewerbes (Straßenbau, Hochbau 
und/oder Tiefbau), der Forst- und Land-

wirtschaft ,  des Garten- und Land-
schaftsbaus sowie der Binnen- und 
Hochseeschifffahrt. Neben diesen „klas-
sischen“ Außenberufen sind zum Bei-
spiel auch Personen, die auf Bohrinseln 
oder in Offshore-Windparks tätig sind, 
von einer besonders hohen UV-Exposi-
tion betroffen.

Indikation
Die Indikation zur Teilnahme an einer In-
dividuellen Lichtschutz-Beratung kann 
aufgrund der Aktenlage verwaltungsseitig 
oder durch den behandelnden Hautarzt 
oder die Hautärztin beziehungsweise im 
Rahmen einer Zusammenhangsbegutach-
tung gestellt werden. Bei anerkannter BK-
Nr. 5103 besteht die Indikation zur Minde-
rung beziehungsweise zur Verhinderung 
einer Verschlimmerung der Berufskrank
heitenfolgen. Bei Anhaltspunkten für eine 
berufsbedingte Schädigung der Haut 
durch solare UV-Exposition (zum Beispiel 
ausgeprägte, nicht altersgemäße aktini-
sche Schädigung der Haut bei jungen Au-
ßenbeschäftigten oder Entwicklung von 
ersten aktinischen Keratosen jeweils an 
beruflich UV-exponierten Arealen) und ei-
ne entsprechender Gefahr der Entstehung 
einer BK-Nr. 5103 gibt, sollte die Empfeh-
lung als sekundärpräventive Maßnahme 
erfolgen. Die Indikation ist dabei unab-
hängig vom Beschäftigungsstatus und 
sollte abhängig vom entsprechenden Be-
ratungsbedarf gestellt werden. Ist ein Un-
fallversicherungsträger Kostenträger der 
Maßnahme, erfolgt über diesen auch die 
Zuweisung der Versicherten zur entspre-
chenden Maßnahme (Abbildung 1).

Ziel
Mit dem Beratungskonzept sind folgende 
übergeordnete Präventionsziele verbun-
den:

• �BK-Nr. 5103 anerkannt:  
BK-Folgen sollen gemindert bezie-
hungsweise es soll einer Verschlimme-
rung der BK vorgebeugt werden.

• �BK-Nr. 5103 drohend:  
Die Progredienz bereits bestehender 
Lichtschäden der Haut soll verhindert 
werden, um dem Eintritt einer BK  
entgegenzuwirken.

 
Den Außenbeschäftigen soll trotz fortbe-
stehender UV-Exposition ermöglicht wer-
den, im Beruf weiterzuarbeiten. Aus den 
skizzierten Präventionszielen lässt sich 
das konkrete Maßnahmenziel der Indivi-
duellen Lichtschutz-Beratung ableiten: 
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
können zukünftig Lichtschutzmaßnah-
men adäquat, das heißt leitliniengerecht 
und konsequent umsetzen.

Um dieses Ziel zu erreichen, werden mit 
den Teilnehmenden sowohl das dafür 
notwendige Wissen erarbeitet als auch 
die eigenen Einstellungen reflektiert. 
Persönliche Ressourcen gilt es dabei in-
dividuell zu fördern: Um die Umsetzung 
in den Alltag zu erleichtern und die 
Handlungskompetenz der Versicherten 
zu stärken, werden konkrete, individuel-
le Lichtschutzmaßnahmen partizipativ 
erarbeitet, die auf den Arbeitsplatz der 
versicherten Person und den Freizeitbe-
reich abgestimmt sind. Um die Bera-
tungsergebnisse nachhaltig zu sichern, 
wird für jede Person ein individueller 
Lichtschutzplan erstellt, der ihr sowohl 
am Ende der Maßnahme ausgehändigt 
als auch dem Unfallversicherungsträger 
übermittelt wird.

Inhalte
Die ILB setzt sich aus zwei Bestandteilen 
zusammen: einer ambulanten, berufs-

Abbildung 1: Indikation und Ablauf – Individuelle Lichtschutz-Beratung (ILB)

▸

Indikation

z.B. Dermatologe,
Gutachter oder  

Unfallversicherungsträger

Zuweisung

Unfallversicherungsträger

Individuelle  
Lichtschutz-Beratung

Hamburg oder Osnabrück
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dermatologischen Untersuchung und Be-
ratung sowie einer etwa 120-minütigen 
gesundheitspädagogischen Beratung und 
Schulung. Die erarbeiteten Präventions-
inhalte basieren unter anderem auf der 
S3-Leitlinie Prävention von Hautkrebs5 
und auf der Empfehlung „Täglicher Licht-
schutz in der Prävention chronischer UV-
Schäden der Haut“.16 Folgende Inhalte 
bilden den Rahmen für die gesundheits-
pädagogische Beratung:

• �Grundlagen zum Aufbau und zu den 
Funktionen der Haut

• �Risiken und Auswirkungen solarer  
UV-Strahlung

• �Pathogenese von berufsbedingtem 
Hautkrebs durch solare UV-Strahlung

• �Circadiane und geographische  
Verteilung der UV-Exposition  
in der Bundesrepublik

• �Adäquate Präventionsmaßnahmen  
anhand des TOP-Prinzips (§ 4 Arbeits-
schutzgesetz) in Beruf und Freizeit

Die skizzierten Inhalte werden im Einzel-
fall an die individuellen Bedürfnisse und 
den Beratungsbedarf der versicherten 
Personen angepasst. Weitere spezifische 
Themenfelder (zum Beispiel UV-Schutz 
nach einer Organtransplantation) kön-
nen bei Bedarf ergänzt werden. Im Fokus 
der ILB stehen unter anderem Barrieren, 
die die versicherte Person persönlich 
wahrnimmt. Konkrete Möglichkeiten so-
wie individuelle Lösungsstrategien wie 
eine geplante Verhaltensänderung, die 
am eigenen Arbeitsplatz – aber auch im 
privaten Umfeld – umgesetzt werden 
kann, werden erarbeitet. Leitfragen, mit 
denen in diesem Zusammenhang gear-
beitet werden kann, sind beispielsweise:

• �Wo kann ich meine Sonnenschutz- 
präparate zweckmäßig lagern?

• �Wie organisiere ich konkret das  
Nachcremen?

Zur Veranschaulichung verschiedener 
Schutzmöglichkeiten werden im Rahmen 
der ILB zum Beispiel didaktisch aufberei-
tete Experimente und Bilder als Metho-
den eingesetzt. So wird beispielsweise die 
korrekte Applikation von Sonnenschutz-
präparaten fokussiert. Dabei kann zum 
einen vermittelt werden, wie viel Sonnen-
creme für einen optimalen Schutz benö-
tigt wird. Zum anderen können die Versi-
cherten die korrekte Applikation vor einer 
UV-Kamera erproben (Abbildung 2).

Abbildung 3 zeigt beispielhaft den Ein-
satz von sogenannten „UV-Perlen“. Hier-
bei handelt es sich um kleine, UV-sensi-
tive Perlen, die unter UV-Strahlung die 
Farbe verändern. Auf diese Weise kann 
eine sonst für das menschliche Auge 
nicht sichtbare Einwirkung (UV-Strah-
lung) veranschaulicht werden („das Un-
sichtbare sichtbar machen“).

Formative Evaluation
Nach der Entwicklung und Erprobung der 
Intervention liegen erste Erfahrungen aus 
dem Prozess der formativen Evaluation 
vor. In diesem Rahmen wurden unter an-
derem die Versicherten, die an einer ILB 
teilgenommen haben, vier bis sechs Wo-
chen nach der Beratung telefonisch zu 
Inhalten und zur Organisationsform der 
Maßnahme sowie zur Übertragbarkeit der 
erworbenen Fähigkeiten in den arbeits-
praktischen Kontext befragt. Daraus erge-
ben sich erste Hinweise, dass eine indivi-
duelle Betrachtung des Arbeitsplatzes, 

der Arbeitsorganisation und der Arbeits-
bedingungen sowie der Freizeitgestaltung 
und entsprechend angepasste Beratungs-
inhalte wesentlich zum Erfolg der Maß-
nahme beitragen. 

Auch bereits berentete Versicherte kön-
nen von der Vermittlung des spezifischen 
Lichtschutzwissens durch die Anpassung 
der Inhalte an die individuellen Bedürf-
nisse, insbesondere im Hinblick auf das 
Freizeitverhalten, profitieren. Dass ältere 
Personen ihr Sonnenschutzverhalten 
ebenfalls verbessern konnten, zeigen 
Gellrich et al.17 in ihrer retrospektiven 
Analyse zur individuellen Sonnenschutz-
beratung. Die Bewertung des Angebots 
durch die Versicherten ist dabei äußerst 
positiv. Sie berichten bei der Nachbefra-
gung häufig davon, dass sie ihr eigenes 
Lichtschutzverhalten sowohl am Arbeits-
platz als auch in der Freizeit verbessern 
konnten.

Fazit
Im Rahmen der Prävention der BK-Nr. 5103 
wird für Versicherte aus verschiedenen 
Außenberufen mit der Individuellen Licht-
schutz-Beratung ein eintägiges ambu
lantes, auf die jeweiligen Bedürfnisse 
zugeschnittenes Präventionsangebot be-
reitgestellt, das die übrigen Präventions- 
und Behandlungsmaßnahmen gezielt 
ergänzt. Um berufsbedingten Plattenepi-
thelkarzinomen und multiplen aktini-
schen Keratosen der Haut durch natürli-
che UV-Strahlung zukünftig flächen- 
deckend vorzubeugen, erscheint die Ent-
wicklung eines interdisziplinären, hierar-
chisch abgestuften Präventionskonzeptes 
wünschenswert, das sich am Verfahren 
Haut18 zur BK-Nr. 5101 orientiert. •
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Abbildung 2: Applikationstraining mithilfe der UV-Kamera-Technik – (a) Aufnahme eines Gesichts mittels UV-Kameratechnik,  
(b) partiell aufgetragenes Sonnenschutzpräparat, (c) vollständig mit einem Sonnenschutzpräparat eingecremtes Gesicht

12/2016DGUV Forum



Individuelle Lichtschutz-Beratung

37

Abbildung 3: UV-Perlen – (a) Farblose UV-Perlen, (b) Bestrahlung der UV-Perlen durch eine UV-Taschenlampe,  
(c) Verfärbte UV-Perlen als Ergebnis
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Das Angebot ist an den iDerm- 
Standorten in Osnabrück und Ham-
burg (BG-Klinikum) verfügbar. Wei-
tere Informationen zum iDerm findet 
man unter: www.iderm.de19

!
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Projekt zum Gesundheitsschutz von  
Feuerwehreinsatzkräften

In Deutschland sorgen sich ungefähr 
40.000 hauptamtliche und 1,3 Millionen 
ehrenamtliche Feuerwehreinsatzkräfte 
bei Unfällen, Bränden und Katastrophen 
um die Sicherheit von uns allen. Neben 
den offensichtlichen Gefährdungen wird 
in letzter Zeit auch ein mögliches Krebs­
risiko durch die Brandbekämpfung bei 
Einsatzkräften der Feuerwehr diskutiert. 
Während ihrer Einsätze können sie mit 
verschiedenen Gefahrstoffen in Kontakt 
kommen. So können Verbrennungspro­
dukte krebserzeugende Substanzen wie 
zum Beispiel polyzyklische aromatische 
Kohlenwasserstoffe (PAK), Dioxine, Ben­
zol und Cadmium enthalten.

Persönliche Schutzaus- 
rüstung effektiv
Durch ihre Persönliche Schutzausrüstung 
wie Atemschutzmasken sind die Einsatz­
kräfte bei ordnungsgemäßer Anwendung 
vor der inhalativen Aufnahme der Gefahr­
stoffe geschützt. Eine Auswertung im 
Rahmen der großangelegten SYNERGY-
Studie bestätigt in diesem Zusammen­
hang, dass für Feuerwehreinsatzkräfte  
als Folge der beruflichen Tätigkeit kein 
erhöhtes Lungenkrebsrisiko besteht (Bi­
gert et al. 2016). SYNERGY ist ein Koope­

rationsprojekt, an dem unter anderem 
das Institut für Prävention und Arbeits­
medizin der DGUV (IPA), das Institut für 
Arbeitsschutz der DGUV (IFA) und die In­
ternationale Krebsagentur der Weltge­
sundheitsagentur beteiligt sind.

Wissenschaftlicher Sachstand  
noch unklar
Im Jahr 2007 hat die Internationale Krebs­
forschungsagentur (IARC) der Weltgesund­
heitsorganisation die Arbeit als Feuer­
wehreinsatzkraft als möglicherweise 
krebserregend (Gruppe 2 B) eingestuft. In 
den vergangenen fast zehn Jahren sind 
weitere epidemiologische Studien zu die­
sem Thema publiziert worden. Insgesamt 
sind die Ergebnisse allerdings weiterhin 
heterogen, das heißt, erhöhte Krebsrisiken 
werden nicht durchgehend konsistent über 
die verschiedenen Studien hinweg beob­
achtet. Allerdings bestätigen die neueren 
Studien auch, dass das Lungenkrebsrisiko 
im Vergleich zur Allgemeinbevölkerung 
nicht erhöht ist. Allen epidemiologischen 

Studien ist gemein, dass die Exposition nur 
sehr rudimentär erfasst werden konnte, 
denn diese Studien sind retrospektiver  
Natur. Es war nicht möglich, die konkrete 
Exposition während der Einsätze über 
Jahrzehnte hinweg zu messen. Die Auf-
nahme von Schadstoffen während des 
Brandeinsatzes kann durch solche Studien 
nicht beurteilt werden. Dies soll ein neues 
Projekt der DGUV erforschen.

Neues DGUV Forschungsprojekt
Schadstoffe können nicht nur über die 
Atemwege, sondern auch über die Haut in 
den Körper gelangen. Deshalb stellt sich 
die Frage, ob Persönliche Schutzausrüs­
tungen auch vor einer relevanten dermalen 
Exposition schützen. Bisher ist ungeklärt, 
ob und wie krebserregende Substanzen 
über die Haut während eines Brandeinsat­
zes aufgenommen werden. Hier setzt ein 
neues Forschungsprojekt der DGUV an 
(DGUV Pressemitteilung, 2016). In Koope­
ration mit dem Deutschen Feuerwehrver­
band, mehreren Berufsfeuerwehren und 

Feuerwehr-Unfallkassen, Berufsgenos- 
senschaften, dem IPA und dem IFA soll  
erforscht werden, ob und wenn ja wie 
schädliche Substanzen bei typischen 
Brandeinsatzszenarien wie zum Beispiel 
Zimmer- oder Autobränden über die Haut 
aufgenommen werden. Unter anderem 
wird in diesem Projekt auch die Einsatzhy­
giene untersucht, denn der Kontakt zu Ge­
fahrstoffen kann auch beim Ablegen oder 
Wechseln der Einsatzkleidung erfolgen.

Die wichtigste Aufgabe von Feuerwehren ist es, Menschenleben zu retten und Brände zu bekämpfen. Dabei 
setzen sich Feuerwehreinsatzkräfte vielen Gefährdungen aus. Ein neues Forschungsprojekt geht jetzt der 
Frage nach, inwieweit Schadstoffe, darunter auch krebserzeugende Substanzen, von Feuerwehreinsatzkräften 
über die Haut aufgenommen werden. Zudem soll die Dokumentation der Einsätze verbessert werden.
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Aus der Forschung

„Die Exposition konnte bislang 
nur rudimentär erfasst werden.“

„Für den Feuerwehrdienst  
relevante Expositionsszenarien 
werden standardisiert.“
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Feuerwehrdienst sicher gestalten
Des Weiteren sollen in diesem Forschungs­
projekt auch Möglichkeiten einer sachge­
rechten Dokumentation von Gefahr­
stoffkontakten während des Einsatzes 
erarbeitet werden. Denn nach der Gefahr­
stoffverordnung ist der Arbeitgeber ver­
pflichtet, Gefährdungen durch solche Kon­
takte zu dokumentieren. Dies gilt auch für 
ehrenamtliche Feuerwehrkräfte. Die DGUV 
bietet mit der Zentralen Expositionsdaten­
bank (ZED) ein Instrument an, dass dem 
Arbeitgeber die Dokumentation erleichtert 
und zudem kostenfrei nutzbar ist (Zentrale 

Expositionsdatenbank, 2016). Die für den 
Feuerwehrdienst relevanten Szenarien sol­
len standardisiert werden, um diese und 
die damit verbundenen Einwirkungen in 
die ZED aufnehmen zu können.

Das Forschungsprojekt soll damit dazu 
dienen, Feuerwehreinsatzkräfte optimal 
vor Gefahrstoffen zu schützen und die 
Dokumentation der Einwirkungen zu ver­
bessern. Die Ergebnisse können dann zu 
konkreten Handlungsanweisungen füh­
ren, um den Feuerwehrdienst noch siche­
rer zu gestalten.� •
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11.10.2016
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www.dguv.de (Webcode: d1014446), 
abgerufen am 11.10.2016

Die Tätigkeit der Feuerwehreinsatzkräfte birgt oft ein hohes Gefährdungspotenzial – zum Beispiel der Einsatz mit  
Pressluftatmern bei Gebäudebränden.
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Anlässlich des Weltkongresses für Rehabilitation 
in Edinburgh (Schottland) trat die Chinesin Haidi 
Zhang ihr Amt als neue Präsidentin von Rehabili-
tation International (RI) mit Sitz in New York an. 
Ihre Amtszeit währt bis zum nächsten Weltkon-
gress 2020. Haidi Zhang, die selbst Rollstuhlfahre-
rin ist, leitet die größte Behindertenorganisation in 
China, die so viele Mitglieder hat wie Deutschland 
Einwohner und Einwohnerinnen. 

Sie versorgt behinderte Menschen dort mit Hilfs-
mitteln, betreibt Reha-Einrichtungen und unterhält 
gute Beziehungen zur deutschen Bundesregierung. 
Frau Zhang will die Nähe von RI zu den Vereinten 
Nationen stärken und neue Projekte zur Rehabili-
tation anstoßen, insbesondere in Afrika. Neuer RI-
Vizepräsident für die Region Europa, und somit 
Nachfolger von Dr. Joachim Breuer (DGUV) nach 
acht Jahren Amtszeit, ist Roy O‘Shaughnessy, Di-
rektor von Shaw Trust (United Kingdom). Deutsche 
Mitglieder im Vorstand von RI sind Dr. Silke Brüg-
gemann (Deutsche Rentenversicherung) und Dr. 
Friedrich Mehrhoff (DGUV).

Neue Präsidentin 
von Rehabilitation  
International 

Haidi Zhang ist die neue Präsidentin von Rehabilitation International.

Fo
to

: M
eh

rh
off

/D
G

U
V

Der Hauptgeschäftsführer der DGUV, Dr. Joachim Breuer, ist 
am letzten Tag des Weltforums für soziale Sicherheit in Pana-
ma-Stadt zum 16. Präsidenten der Internationalen Vereini-
gung für Soziale Sicherheit (IVSS) gewählt worden. Breuer war 
bereits Mitglied des IVSS-Vorstands und Vorsitzender des 
IVSS-Fachausschusses für die Versicherung gegen Arbeitsun-
fälle und Berufskrankheiten. Er tritt die Nachfolge von Errol 
Frank Stoové (Niederlande) an, der seit 2010 im Amt war.

Die IVSS ist die weltweit führende internationale Organisati-
on für Institutionen, Regierungsstellen und Behörden, die 
sich mit der sozialen Sicherheit befassen. Die IVSS fördert Ex-
zellenz in der sozialen Sicherheit durch Leitlinien, Experten-
wissen, Dienstleistungen und Unterstützung, die ihre Mitglie-
der weltweit befähigen, dynamische Systeme der sozialen 
Sicherheit und entsprechende Politik zu entwickeln. Die IVSS 
wurde 1927 unter Federführung der Internationalen Arbeits-
organisation gegründet und zählt heute über 320 Mitglieds-
institutionen in mehr als 150 Ländern.

Joachim Breuer Präsident der IVSS

Dr. Joachim Breuer ist neuer Präsident der Internationalen  
Vereinigung für Soziale Sicherheit (IVSS).
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Mehr Informationen unter: https://www.issa.int/de!
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Aus der Rechtsprechung
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§

Keine Haftung des Unfallversicherungsträgers im Durchgangsarztver- 
fahren für vertragswidrig eingesetzte, nicht ausreichend qualifizierte Ärzte 

Beide gerichtlichen Entscheidungen können auf das ab 2011 neu geregelte D-Arzt-Verfahren  
übertragen werden.

Kontakt: RA Dr. Jerom Konradi 
E-Mail: konradi@busselaw.de

Landgericht München II, 26.01.2016, 1 O 
6/14 Hei und LG Regensburg, 28.08.2014, 
4 O 77/13 (1).

Im Rechtsstreit beim LG Regensburg fiel der Maler A. aus drei 
Meter Höhe auf harten Untergrund. Die Erstuntersuchung im 
Klinikum erfolgt nicht durch den zum D-Arzt bestellten Pro-
fessor, sondern durch den Assistenzarzt B, der für den D-Arzt 
den Maler A. untersucht. B. übersieht grob behandlungsfeh-
lerhaft auf der Röntgenaufnahme eine Fraktur des Lenden-
wirbelkörpers 5. Die zwingende sofortige OP erfolgt erst zehn 
Tage später. A. leidet bis dahin unter großen Schmerzen und 
jahrelang unter Folgeschäden. A. verklagt erst nur den Kli-
nikträger und erweitert später die Klage gegen die BG.

Im Fall des LG München II begab sich der Arbeiter G., der sich 
eine Schnittverletzung zugezogen hatte, ebenfalls in eine Not-
fallaufnahme. Die dortige Ärztin (keine D-Ärztin) vernähte die 
Wunde. Drei Wochen später wurde eine Sehnendurchtrennung 
festgestellt, die zuvor hätte auffallen/behandelt werden müs-
sen. Die unverzügliche, richtige Versorgung hätte zur vollstän-
digen Heilung geführt. Der Kläger, dem Prozesskostenhilfe ge-
gen das Klinikum versagt, gegen die BG bewilligt wurde, 
begehrt Schmerzensgeld. Die BG entschädigt beide Unfälle ein-
schließlich der Folgen der fehlerhaften Behandlung. Sie mein-
te, für vertragswidrig eingesetzte Ärzte, die nicht den Qualifi-
kationsvoraussetzungen des Vertrages Ärzte-UVT genügen, 
nicht zu haften. Die Versicherten müssten sich direkt an die 
Ärzte halten, denen die Befunderhebungsfehler vorzuwerfen 
sind, alternativ an das Klinikum oder den D-Arzt, sofern letz-
terer den vertragswidrigen Einsatz unqualifizierter Ärzte zu ver-
antworten haben sollte. Eine Zurechnung der Pflichtverletzun-
gen der unqualifizierten Ärzte über § 278 BGB über den D-Arzt 
hin zum zuständigen UVT finde deswegen nicht statt, weil im 
Zulassungsverfahren konkrete Voraussetzungen in qualitativer/
quantitativer Hinsicht an D-Ärzte gestellt wurden.

Das LG Regensburg folgte dieser Auffassung zunächst nicht, 
dann aber doch mit einem Hinweisbeschluss: „Die BG hat 
sich des Dr. B nicht zur Erfüllung einer ihr obliegenden Ver-
bindlichkeit bedient. Soweit Dr. B für den zum D-Arzt bestell-
ten Prof. tätig wurde, war dies nur nach Maßgabe der ein-
schlägigen Auslegungsgrundsätze zu diesem Vertrag zulässig. 

Die fachlichen Qualifikationsvoraussetzungen dürften in der 
Person des Dr. B nicht vorgelegen haben. Letztlich beruht die 
fehlende Haftung der BG für einen Behandlungsfehler des Dr. 
B. auf dem Gedanken, dass die durch § 278 BGB ausgelöste 
Haftungserweiterung (ohne Exkulpationsmöglichkeit) nur in 
solchen Fällen gerechtfertigt erscheint, in denen der Haften-
de die Möglichkeit hat, auf die Person und die Qualifikation 
des Handelnden in irgendeiner Weise Einfluss zu nehmen.“ 
Der Kläger hat am 20.10.2016 die Klage gegen die BG auf Basis 
des Hinweisbeschlusses zurückgenommen.

Im Fall des LG München II nahm die Ärztin im fünften Wei-
terbildungsjahr die Erstuntersuchung des G. nicht als D-Ärz-
tin/dessen Vertreterin vor. Sie war nicht als Erfüllungsgehilfin 
der BG tätig, weil diese generell nicht mit einer Heranziehung 
von nicht ausreichend qualifizierten Ärzten einverstanden 
gewesen ist, wofür D-Arzt-Anforderungen sprachen. Es muss 
ein dem D-Arzt entsprechender Standard bei der Vertretung 
gewährleistet sein. Der D-Arzt war nicht dazu ermächtigt, jed-
weden Gehilfen heranzuziehen, sondern lediglich ausrei-
chend qualifizierte Ärzte i. S. v. § 24 Abs. 2 des Vertrages Ärz-
te/UVT. Soweit hier bei der Entscheidung, ob eine besondere 
Heilbehandlung durchgeführt werden soll, nicht hinreichend 
qualifiziertes ärztliches Personal der Notaufnahme im Klini-
kum handelte, betraf dies ein Organisationsverschulden, wel-
ches nicht der BG anzulasten war. Die Klage wurde am 
26.01.2016 rechtskräftig abgewiesen.

Da Amtshaftungsprozesse gegen UVT zunehmen – u. a. we-
gen des Einwands angeblich fehlender Passivlegitimation 
seitens der Haftpflichtversicherer von Ärzten/Krankenhaus-
trägern – und ein Behandlungs-/Befunderhebungsfehler, 
der zu einem zusätzlichen Schaden geführt hat, gelegentlich 
nachweisbar ist, kommt es häufiger dazu, dass die Gerichte 
eine Entscheidung darüber treffen müssen, wer gegenüber 
dem Geschädigten einstandspflichtig ist. Wird nun die feh-
lende Passivlegitimation des UVT nicht thematisiert, be-
steht die Gefahr, dass dieser allein deswegen verurteilt wird, 
weil ein D-Arztbericht erstellt wurde. Die beiden Entschei-
dungen zeigen, wie wichtig es ist, diesen Aspekt vorzutra-
gen. Damit wird zugleich ein Beitrag dafür geleistet, dass im 
D-Arztverfahren nur ausreichend qualifizierte Ärzte einge-
setzt werden.
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Richtiger Kopfschutz, Einsatz von Feuer-
löschern, Umgang mit Stress: Plakate 
und Aushänge der Zeitschrift „DGUV Ar-
beit & Gesundheit“ können im Internet 
heruntergeladen und ausgedruckt wer-
den. Kurze Videos runden das Multime-
dia-Angebot ab.

Arbeitsschutz-Hinweise zum Aufhängen

Geht das überhaupt? Das Thema „Berufs-
krankheiten“ an eine junge Zielgruppe ver-
mitteln? Wie das geht, zeigt derzeit der Er-
lebnis-Parcours „Wie geht‘s?“ in der DASA 
Arbeitswelt-Ausstellung in Dortmund. Ent-
wickelt wurde das innovative Konzept von 
der DASA in Kooperation mit der Deut-
schen Gesetzlichen Unfallversicherung 
(DGUV). „Wie geht´s?“ arbeitet mit der Me-
thode des „Storytelling“. Die Besucherin-
nen und Besucher tauchen in die Arbeits-
welt und das Privatleben von Sandra, 
Christian, Nuri und Andrea ein, die in der 
Ausstellung durch Interaktionen und far-
benfrohe Illustrationen zum Leben erweckt 

werden. Eine davon ziert das Titelbild der 
aktuellen Ausgabe des DGUV Forum.

Mit einem Ausstellungsheft geht es auf Spu-
rensuche im Leben der Figuren. Alle vier 
entwickeln für ihre Lebensumstände typi-
sche Beschwerden. Um welche Gefährdun-
gen es konkret geht, gilt es spielerisch he-
rauszufinden.  

Wie geht‘s?
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Ab März 2017 kann die Ausstellung 
auch ausgeliehen werden. Mehr 
Informationen unter:  
www.wiegehts-ausstellung.de
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Arbeit & Gesundheit

Gut zu Fuß 
Vier Tipps, um im Winter sicher zur Arbeit 
und wieder nach Hause zu kommen. 

Nutzen Sie Reflektoren: Auch als Fußgänger 
oder Fußgängerin sollten Sie darauf achten 
im Straßenverkehr gut sichtbar zu sein. Helle 
Kleidung und Reflektoren an Hosen oder 
Schuhen helfen dabei, leichter erkannt und 
von Scheinwerfern erfasst zu werden.   

Auf sich aufmerksam 
machen

Achten Sie bei der Wahl Ihrer Schuhe auf eine 
breite, pro� lierte Sohle aus gri�  gem Material. 
Das mindert die Rutschgefahr. Wählen Sie am 
besten Modelle mit höherem, in der Weite re-
gulierbarem Scha� : Sie bieten dem Fußgelenk 
besseren Halt als Halbschuhe. 

Geeignete Schuhe 
tragen

Langsam gehen
Machen Sie vollflächige, ruhige und kurze Schritte: 
sie lassen sich am besten kontrollieren. Besondere 
Rutschgefahr besteht auf Treppen und Brücken. 
Wenn vorhanden, benutzen Sie den Handlauf, 
um zusätzlichen Halt zu erlangen. Achtung: Auch 
im Eingangsbereich von Gebäuden liegen Unfall-
schwerpunkte. Hier führt die von draußen herein-
getragene Feuchtigkeit schnell zu Glätte.

Machen Sie das Licht an! Wer den Weg nicht gut sieht, 
stolpert und stürzt leichter. Bemerken Sie defekte oder zu 
schwache Leuchtmittel, sprechen Sie das in Ihrem Betrieb an: 
Dunkle Ecken sollten beleuchtet werden. 

Auf gute Beleuchtung 
achten
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Eines der Plakate, die für den betrieblichen 
Einsatz heruntergeladen werden können
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Die Broschürenreihe zur „Guten gesunden Schule“ wird kontinuierlich erweitert. 
Informieren Sie sich!

Gute gesunde Schule

1

Gute gesunde Schule

Chemieunterricht – aber sicher!
Gefahrstoffmanagement an der Schule

Gute gesunde Schule

Achtsamkeit macht Schule
Wie Achtsamkeit im Schulalltag helfen kann

Titel_NEU5_Achtsamkeit_im_ Schulalltag.indd   1 31.10.14   10:19

1

Gute gesunde Schule

Kraft tanken im Lehreralltag
Das Übungsprogramm für mehr Energie

1

Gute gesunde Schule

Bewegte Grundschule
Mehr Bewegung im Schulalltag

UM_Bewegen_ist_Leben_2_50_neu.indd   1 12.04.16   11:22

Gute gesunde Schule

Erste Hilfe in Schulen
Was tun im Notfall?

Titel_NEU_Nr.3a_Erste_HIlfe_inSchulen.indd   1 31.10.14   10:16

Gesund bleiben
im Lehreralltag

•  Das Einmaleins der 
persönlichen Gesund-
heitsprophylaxe

•  Zeit-, Stress- und Energie-
management

•  Work-Life-Balance
•  Entspannungstechniken
•  FAQ: Die häufi gsten 
  Fragen in der Lehrer-

sprechstunde

Umfang: 44 Seiten | Format: DIN A5
ISBN: 978-3-89869-401-8 | Preis: 4,95 € 

Bewegte 
Grundschule

•  Bedeutung der Bewegung 
für die Entwicklung von 
Kindern

• Lernkultur und Unterrichts- 
 qualität
• Lern- und Lebensraum   
 Schule
• Schulorganisation

Umfang: 52 Seiten | Format: DIN A5
ISBN: 978-3-89869-420-9 | Preis: 4,95 € 

Kraft tanken
im Lehreralltag

•  Übungsprogramm von 
Jimmy Little speziell für 
Lehrkräfte

•  Leicht erlernbare 
Atemtechniken

•  Effektive Entspannungs-
methoden

•  Motivationshilfen für einen 
aktiven Lebensstil

Umfang: 44 Seiten | Format: DIN A5
ISBN: 978-3-89869-421-6 | Preis: 4,95 € 

Chemieunterricht – 
aber sicher!

•  Chemieunterricht planen, 
halten und nachbereiten

•  Praktische Hilfen für die 
Gefährdungsbeurteilung

•  Kennzeichnung und Aufbe-
wahrung von Chemikalien

•  Mit Beispielen aus dem 
Schulalltag 

• Checklisten
Umfang: 68 Seiten | Format: DIN A5
ISBN: 978-3-89869-419-3 | Preis: 6,95 € 

Achtsamkeit
macht Schule

• Achtsamkeit und ihre 
 Wurzeln
• Achtsame Selbstregulation
•  Achtsamer Umgang 

mit anderen
• Achtsame Schulkultur
•  Mit vielen Übungen und 

Selbstchecks

Umfang: 52 Seiten | Format: DIN A5
ISBN: 978-3-89869-417-9 | Preis: 4,95 € 

Erste Hilfe 
in Schulen

•  Rechtliche Grundlagen
• Akuter Notfall – und nun?
• Auf dem Pausenhof und   
 bei Klassenfahrten
• Im naturwissenschaft-
 lichen Unterricht
• Bei Sportveranstaltungen  
• Auf dem Schulweg
• Schulsanitätsdienst
Umfang: 48 Seiten | Format: DIN A5
ISBN: 978-3-89869-418-6 | Preis: 4,95 € 

Bestellen Sie jetzt:  www.universum.de/ggs

Für einen besseren Schulalltag

Die Fachreihe für Lehrerinnen und Lehrer

Staffelpreise auf Anfrage
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Elektronische Unterweisung auf CD –
nach DGUV-Test zertifiziert!

Verfügbare Themen 
der Reihe „Unterweisung interaktiv“:

• Grundregeln

• Brandschutz

• Ladungssicherung

• Erste Hilfe

• Hautschutz

• Persönliche Schutzausrüstungen

• Bildschirmarbeit

• Elektrische Geräte und Anlagen 

• Gefahrstoffe

• Lärmschutz

• Gesunder Rücken

• Basic Principles

Schulen Sie Ihre Mitarbeiter in nur 20 Minuten 

in den Grundlagen des Arbeitsschutzes gemäß 

§ 12 des Arbeitsschutzgesetzes. Das Gelernte 

wird durch einen Abschlusstest für Ihre Unterlagen 

dokumentiert. Als CD-ROM oder Intranetsoftware.

Unterweisung interaktiv 1

Grundregeln für  
Sicherheit und Gesundheit  
bei der Arbeit

Unterweisung nach § 12 Arbeitsschutzgesetz und 
DGUV Vorschrift 1 „Grundsätze der Prävention”

 Version 2.3.1

 Geprüftes Blended-
Learning-Programm

 im Arbeitsschutz

IAG 12002

✓

Universum Verlag GmbH · Taunusstraße 54 · 65183 Wiesbaden · Telefon: 0611 90 30-150
Fax: 0611 90 30-247 Internet: www.universum.de · E-Mail: vertrieb@universum.de

Weitere Informationen: www.unterweisungs-manager.de

Alle CD-ROMs 

ab sofort zum 

Dauertiefpreis 

von 39 €!
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